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Auf ein Wort!

Sehr geehrte Frau Kollegin, sehr geehrter Herr Kollege,

liebe Leserinnen und Leser,

die Recherchen des Dezember-Newsletters waren nicht abschlieRend abzusehen, zudem erwies

sich die tagliche Arbeit aufwendiger als geplant, so wurde daraus der erste Newsletter 2008.
Wir winschen allen Lesern Gesundheit und Erfolg im neuen Jahr mit vielen Glicksmomenten.
Einen besonderen Glicksmoment erhoffen wir uns auf der WPK-Versammlung 2008:

Mitglieder des wp.net haben eine Wahlordnung fur die Beiratswahlen, die den Willen aller Mit-
glieder reprasentieren kdénnte, auf die Tagesordnung setzen lassen. Auf Seite 9 und 10 finden

Sie mehr dazu.

Im letzten Vierteljahr hat die Presse die Arbeit von Eliteprifern erneut unter die Lupe genom-
men. Wir haben im Pressespiegel die Artikel in der Wirtschaftswoche und im Manager Magazin

ausgewertet und ziehen daraus einige Schlussfolgerungen.
Wir setzen die Priferanalyse mit der Auswertung der MDAX-Prifer fort.

Weitere Themen sind der Abschluss der Analyse des IDW EPS 140 sowie unsere aktuelle Ein-

gabe zum IDW EPS 460.

Dr. von Waldthausen stellt uns den ersten Teil seiner Auswertung zur Berichtskritik zur Verfu-
gung. Mehr berufsstandische Antworten als bei den Eingaben zu den Entwirfen der IDW-

Prufungsstandards belegen die verbesserungswirdige Umsetzung der Berichtskritik.
Uber einige erfreuliche Personalia berichten wir am Ende des Newsletters.
Wir winschen Ihnen eine anregende Lektlre.

Ilhr wp.net e.V.
Verband fur die mittelstandische Wirtschaftsprifung

In den Text eingebaute Anlagen (Doppelklick bitte auf dieses Zeichen x ):
v' Lagebericht 2006 einer von Ernst & Young gepriften mittelgroRen Publikumsgesellschaft
Urteilsbegriindung des Verwaltungsgerichts Berlin
Antrage zur Tagesordnung auf der 16. WPK-Versammlung am 20.6.2008
DAX-Prufer und ihre Honorare 2006

MDAX-Prufer und ihre Honorare 2006

AN L NN

Aufnahmeunterlagen wp.net
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l. Die Wirtschaftsprufer im Pressespiegel -
Der Qualitatsarbeit auf der Spur

Die Subprime Produkte beschaftigen nicht nur die Bor-
se, auch die Abschlussprifer kamen ganz schén ins
Schwitzen. Nachdem das Kind schon im Brunnen liegt,
mussten sie Uberstunden schieben, um wenigsten fir
die Zukunft etwas Brauchbares zustande zu bringen. So
suchten die betroffenen Bilanzsheriffs nach Absicher-
ungsmaflnahmen. Diese Neuausrichtung kdnnte fur die
Mitwirkenden noch teuer werden. Bekanntlich begann ja
alles im Juli 2007, als die Deutsche Bank der IKB keine
Gelder mehr lieh. Die grote Bankenkrise seit 1931,
meinte BaFin-Prasident Sanio und forderte die Rettung
der IKB. Die Retterin und Chefin der Mutterbank Kfw,
Frau Ingrid Matthaus-Maier, bereut inzwischen ihr Ret-

tungsengagement.
Denn:

Die Wertevernichtung bei der IBK kann am Ende eine
GroRRenordnung von 9,5 Mrd. Euro erreichen, wie die
FAZ kurz nach der Weihnachtsbescherung am
27.12.2007 berichtete. Damit wird auch der deutsche
Steuerzahler doch einen Teil der Zeche zahlen mussen,
auch wenn das Finanzministerium dies nicht so sieht.
Der Anleger wurde inzwischen mit einer doppelten Hal-
bierung des Aktienkurses zur Kasse gebeten. Vielleicht
erinnern sich manche noch daran, dass die KfW eigent-
lich dazu gegrundet wurde, um die Fordermittel des
amerikanischen Marshallplans sinnvoll einzusetzen. Nun
zahlen wir also Uber die Subprimes die Gelder des
Marshallplans wieder zurick. Kann man sich so was

ausdenken?

Die spate Erkenntnis der KfW-Chefin kdnnte auch damit
zusammenhangen, dass sich die Abschlussprifer an ei-
nen Qualitatsgrundsatz erinnerten, der mit Konsultation
Uiberschrieben wird!. Die Abschlusspriifer haben unter
der Federfuhrung der PwC zwar verspatet, aber immer-
hin noch vor der nachsten Prufungssaison, ein Bewer-
tungsszenario entwickelt und eine Prufungstechnik vor-
gestellt, die der geschéftsfuhrende Vorstand des IDW,
WP Klaus Peter Feld, so umschrieb: ,,Es wird jede Posi-

tion auf lhren fairen Wert abgeklopft“2.

Wie nun das ,,Abklopfen* vor sich gehen soll, teilt uns

WP Feld leider nicht mit. Trotz intensiven Studiums des

1 vgl. § 38 Tz. 10 WP/vBP-Berufssatzung 2006
2 FTD am 11.12.2007

IDW PS 300 konnte der Autor kein Abklopfen
- weder in nationalen noch in internationalen Prifungs-
standards - entdecken. Wir werden deswegen wohl eine

gebuhrenpflichtige Anfrage ans IDW richten mussen.

Was WP Klaus Peter Feld mit dem Abklopfen gemeint
haben koénnte, lasst sich aus dem neuen Regelungswerk
auch nicht entnehmen. Es soll der IAS 39 mit seinen 5
Abstufungen ,einheitlich und streng angewendet wer-

denu3

. Aber was heif3t nun wiederum streng“? Mit einem
strengen Blick allein wird man kaum korrekte Bewer-
tungen finden. Einen Vorgeschmack auf die strenge
Prufersicht liefert die 77-Mrd.-Graber-Statistik der FTD

vom 15.1.08 auf S. 1.

Die Rolle der KPMG in der durch die Subprimes ausge-
I6sten Finanzkrise war scheinbar der letzte Tropfen, der
die Journalisten Dietmar Palan und Ulric Papendick vom
Manager Magazin (MM) zu einem Rundumschlag gegen
die KPMG ausholen lief3.

~AUGEN ZU UND ABGEHACKT** nannten sie ihre Un-
tersuchung uber die Verfilzung der KPMG mit ihren
Mandanten. Dabei erfahren wir einiges uUber die un-
rihmliche Rolle des KMPG-Vorstands Wohlmannstetter
bei der West-LB?.

MM kommt nach weiteren Recherchen im Berufsstand
zu der Feststellung, dass es zwischen den KPMG-Prufern
und den Unternehmen an Distanz mangelt/e. Dies
riecht nach Devotion, wenn nicht gar Abhangigkeit. Sie
zitieren dazu den Finanzvorstand eines grof3en deut-
schen Konzerns: ,Die Vorstdnde von KPMG sind die mit
Abstand bestverdrahteten (Marionetten? Anmerkung
Autor) Wirtschaftsprifer der Republik“ und kommen zu
der Feststellung: Die Starke der KPMG ist gleichzeitig
ihre groRte Schwache. Auf eine weitere Vernetzung der
KPMG mit Kontrollorganen ist MM nicht eingegangen. So
ist bekanntlich ein friherer Munchner KPMG-Vorstand
seit einigen Jahren Vizeprasident der Prufstelle fur

Rechnungslegung. Der Spiegel hat im Juli 2007 die Fra-

® Doris Grass, FTD am 11.12.2007, Strenger Blick auf Krisen-
papiere.

4 Manager Magazin 12/2007, S. 105 ff.. Online unter:
http://www.manager-
magazin.de/magazin/artikel/0,2828,519233,00.html zu beziehen.

5 Im Dezember 2005 hatte die KMPG dem WestLB-Vorstand Fi-
scher noch geordnete Verhéltnisse bescheinigt, zwei Jahre spa-
ter kommt die Prufertruppe zu dem Ergebnis, dass es um die
Kontrolle des Eigenhandels nicht gut bestellt ist.
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ge gestellt, ob dieser Verein tUberhaupt unbefangen die
Rolle der KPMG im Siemens Bestechungsskandal prufen

und beurteilen kann.

Eine frihere Wirtschaftspriferin der KPMG ist heute Fi-
nanzvorstand der HannoverRuck (KMPG-Mandat) und
auch in der APAK wirkt sie bei der Abschlusspriuferauf-

sicht mit.

Dass die Kommission fur Qualitatskontrolle von Anfang
an von einer Wirtschaftspriferin der KPMG gefuhrt ist

bekannt.

Sind nicht solche Vernetzungen geeignet, eine gewisse

Sorglosigkeit der KPMG-Prufer zu férdern?

Die besondere Beziehungspflege zum Topklientel zeigt
sich darin, so MM, dass KPMG fur ihre Schlusselkunden
(z.B. Deutsche Bank) als oberste Lobbyorganisation in

Bilanzierungs- und Bewertungsfragen fungiert.

MM ubt aber auch allgemeine Kritik am WP-Berufsstand
und weist darauf hin, dass die WP-Gesellschaften gene-
rell die Freiraume nutzen, die ihnen der Gesetzgeber bei
der Entwicklung von Risikomodellen lasst. In diesen Fal-
len wirkt der Abschlussprufer auch als Berater an der
Errichtung der internen Alarmsysteme mit. Kritisch wird
von MM auf die Doppelrolle der KPMG bei IKB und

Deutsche Bank hingewiesen:

.,KPMG testierte die Bilanzen der IBK, die Produkte in
den Buchern fuhrt, die von der Deutschen Bank konzi-

piert wurden*S.

Ein Problem machen die Journalisten von MM auch im
mangelnden Wettbewerb der Beteiligten aus und pladie-
ren fur eine schnellere L6sung, die sie in der externen

Rotation erblicken.

Die externe Rotation kommt nun bei Siemens. Fur die
JAP zum 30.9.2008 wird zwar nochmals KPMG gewébhlt,
es laufen aber Vorbereitungen, das Mandat neu auszu-
schreiben. Neuwahlen durch die Hauptversammlung
2009. Spiegel online zitiert Siemens mit den Worten,
die bisherigen Untersuchungen haben ,keine Zweifel an
der Qualitat der Abschlussprifung durch die KPMG er-
geben“’. Wir fragen uns: War die gesetzliche Rede-
pflicht® im Prifungsbericht erfullt? Wer hat geschwie-

gen?

5 MM 12.2007, S.

Spiegel online unter
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,521035,00.html

8vgl. § 321 Abs.1 HGB
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In der Wirtschaftswoche (WiWo) kritisierte der Jour-
nalist Cornelius Welp in einer Novemberausgabe die ge-

samte WP-Branche

Einen Interessenskonflikt hat der Journalist der Wirt-
schaftswoche ausgemacht, was fir die Insider aber
nichts Neues ist. In der WiWwo Nr. 47 vom 19.11.2007
werden wieder einmal alle Wirtschaftspriufer Uber einen
Kamm geschoren und uns allgemein Interessenskollisi-

on konstatiert.

Aufhénger der Geschichte ist ein schon in die Jahre ge-
kommener Bilanzskandal. Ernst & Young hatte die Jah-
resabschlisse 1998 und 1999 der Sachsenring testiert
und dabei die Luftbuchungen nicht festgestellt. Forde-
rungen in Mio. H6he wurden testiert. Deswegen steht
nun der Wirtschaftsprufer wegen Beihilfe zur Untreue
vor dem Richter in Chemnitz. Dann folgen die bekann-
ten Vorwirfe gegen die GroRRen, die in Deutschland, an-
ders als in den USA, das Beratungsgeschéaft wieder grof3

aufgezogen haben®.

Insgesamt ist dieser Aufsatz zu pauschal und differen-
ziert nicht, sondern prugelt auf alle Wirtschaftsprufer
ein. So pauschal geurteilt kbnnen wir uns der Meinung
der Journalisten nicht anschlielen. Fehler kdnnen pas-
sieren, aber Fehler wegen Abhéngigkeit und dem Vor-
rang eigener Interessen kdnnen wir uns pauschal nicht

vorwerfen.

Wir kénnen uns aber auch nicht der Aussage des Vor-
stands-Chefs der Ernst & Young anschlieRen. Scheinbar
in Unkenntnis der auch schon 1998 und 1999 geltenden
fachlichen Regeln behauptet RA/StB Miuller, dass der
Wirtschaftspriufer gegen seine Berufspflichten verstol3en
wirde, wenn er ohne konkreten Anlass bei den Sachen-
ringkunden angerufen hétte. Gehéren Saldenbestati-
gungen bei Ernst & Young nicht zu den Grundlagen ei-

ner Forderungsprufung?*®

WiWo lieferte in der Januarausgabe® quasi eine Fort-
setzung der Ernst & Young-, Qualitats-Tragddie*. Unter
dem Leitthema ,Laissez-faire-Kultur* erfahrt der Leser,
worauf es bei E & Y ankommt, aul3erdem wird er auf

den Widerspruch zwischen ihrem Anspruch in der Wer-

° Siehe auch die Erldsanalysen im wp.net-Oktober-Newsletter
uber die DAX-Unternehmen und die Umsatzstatistik der M-
DAX-Prufer in diesem Newsletter.

19 Einzelheiten zu Saldenbestatigungen lesen Sie bitte im IDW
PS 303, IDW FN 2003, S. 356f. nach.

11 Wiwo Nr. 3vom 14.1.2008, S. 54ff. , Laissez-faire-Kultur®
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bung und dem umgesetzten Leitbild hingewiesen. Un-
termauert werden die Aussagen mit Zitaten aus inter-
nen Vorstandssitzungen. So erfahrt man von Inhouse-
prufungen, die statt der geforderten Vor-Ort-Prifungen
durchgefuhrt wurden, von fehlender Durchsicht der Ar-
beitspapiere und héaufigen Verstdllen gegen Indepen-
dence-Regeln und vom Druck auf die Prufer und Part-
ner, die ,Prufungen schlanker und effizienter zu ma-

chen*.

Im Sommer 2007 hat E & Y tatséachlich einen Sankti-
onskatalog beschlossen, der kiuinftig auch Konsequenzen
vorsieht. Als Nachweis fur die im Hause E & Y Einzug
gehaltene Qualitat wird darauf hingewiesen, dass es in
der jungeren Vergangenheit schlie3lich keinen grof3eren

Haftungsfall gegeben hat.

Wichtig ist fur die Fuhrung von E & Y aber nach wie vor,
dass das wenig profitable Prufungsgeschaft flott tber
die Buhne geht. Und Schnelligkeit macht sich bezahit.
Danach hat das Erreichen von Umsatzzielen die grofite
Bedeutung. Wenn ein Partner seine Umsatzziele er-
reicht, dann wirft ihm keiner vor, dass er am laschesten
gepruft hat. Ganz im Gegenteil wird dieser Kollege als

leuchtendes Beispiel dargestellt.

Wir stellen lhnen dazu einen von E & Y 2007 uneinge-

schrankt testierten Lagebericht fur Studienzwecke zur

Verngung...¥

Interessant sind auch die Angaben uUber Umsatzvorga-
ben fur Partner bei E & Y, die bei rd. 2 Mio. € p.a. lie-
gen. Erwartet werden aber auch noch Zusatzerlfése mit
den Priifungsmandaten®®. Potenzial fir Zusatzauftrage
ist reichlich vorhanden. Dies steht fur E & Y auch nicht
im Widerspruch zu der eigentlich gebotenen Unabhan-

gigkeit.

Schluss und Folgerungen
Anmerkungen von wp.net

Negative Folgen aus dem Imageschaden trafen bis-
lang vor allem die kleinen und mittleren WP-Buros. Die
Umsatzzuwéachse der BigFour bestéatigt die Meinung der
Journalisten, dass die Branche an den eigenen Fehlern

verdient®®

. Die von Brussel und in Folge dann von den
nationalen Gesetzgebern beschlossenen MalRhahmen

haben die mittelstandisch gepragte Struktur des WP-

12 Bei den MDAX-Prufungen kann E & Y noch optimieren. Wah-
rend PwC fast 50 % Zusatzumsétze aus den MDAX-Prifungen
generiert, kommt E & Y nur auf rd. 20 %.

13 FTD am 3.8.2007, S. 27, Im Tal der Ahnungslosen.
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Berufs stark dezimiert. Obwohl die EU-Pruferrichtlinie
keine Kommission fur Qualitatskontrolle vorsieht, die in
Deutschland als nachgeschaltete Abschlusspriuferzulas-
sung fungiert, hat der deutsche Gesetzgeber unter der
Federfuhrung von WPK und IDW diese 2. Zulassungs-
prufung geschaffen und rund 70% der WP-Praxen und
rd. 90% der vBP-Praxen als Abschlussprifer aus dem

Markt geworfen.

Grund: Ohne die Bescheinigung der Kommission ist die

WP/vBP-Bestellung als Abschlussprifer wertlos.

Das neue Prufungsrisikomodell mit dem 34-Augen-
Prinzip des Dr. Farr*®, belegt, dass die Einzelpraxis nicht
mehr der Realitat entspricht. Obwohl WP Dr. Farr einer
der grofRten NutznieRBer dieser sog. Qualitatskontrolle
ist, mit Uber 120 Qualitatskontrollen in nur 2 Jahren,
kann er dieser deutschen Methode der Qualitatssiche-

rung auch kabarettistische Zuge abgewinnen.
Umdenken statt Burokratie

Bei den offenkundig gewordenen mangelhaften WP-
Arbeitsergebnissen der Eliteprufer erinnert man sich
gerne an einen Aufsatz des Wirtschaftsprufers alter
Schule, Prof. Dr. Ludewig. Dieser Grand-Senior der
deutschen WP-Branche legte uns 2002 die Erwartungs-
haltung der Grundungsvater des Wirtschaftsprifers ans
Herz. In einem Appell - nicht nur an die Wirtschaftspri-
fer - zitierte er Herrn Grund, den Préasidenten des In-
dustrie- und Handelstages des Jahres 1932'°, der zu
den ethischen Bestandteilen des Abschlussprifers Fol-

gendes formulierte®®:

,Offenheit, die, wenn es erforderlich (ist), vor Nieman-
dem Halt macht, Schonungslosigkeit, wenn offenbare
Verfehlungen festgestellt werden. Sie (die Offentlich-
keit, Anm. Verfasser) erwartet die vollige Unabhéangig-
keit des Denkens und Urteilens, die Niemandem zuliebe
und Niemandem zuleide wie eine Magnetnadel sich stets
selbststatig auf den Pol der Lauterkeit und Ehrbarkeit
einstellt”.

Aus diesen Satzen spricht ganz deutlich, dass die (da-
malige) Offentlichkeit in der Abschlusspriifung ein Amt
sah (und vielleicht auch heute noch sieht?). Auf jeden
Fall plante der Gesetzgeber mit der Abschlussprufung

kein Business-Modell fur Akademiker, sondern beab-

14 vgl. WPK-Magazin 3/2007, S. 34f

15 Der Wirtschaftspriifer erblickte 1931 als Abschlusspriifer das
Licht der Welt, als gesetzgeberische Antwort auf die vielen
Bilanzfélschungen seiner Zeit.

16 vgl. WP/StB Prof. Dr. Rainer Ludewig, Ein Appell — nicht nur
an die Wirtschaftsprufer, WPg 2002, 613ff.



Anlage I: Bericht der Wirschaftsprifungsgeselischaft Emst & Young AG
Lagebericht 2006

DS-Rendite-Fonds Nr. 109 VLCC Saturn Glory GmbH & Co.
Tankschiff KG, Dortmund
Lagebericht 2006

Geschiiftsveriauf
Im Geschéfisjahr 2006 entwickelten sich alle wirtschaftlichen Ecledaten der Fondsgesellschaft
gemiB Prospekt. Insbesondere gingen alle Charterraten in vereinbarter Hohe piinktlich auf

den Konten der Gesellschaft ein.

Die Gesellschaft hat fiir das Berichtsjahr 2006 eine prospektierte Auszahlung von 7 % fiir die
Zeichner der Garant-Tranche und 9 % fiir die Zeichner der Dynamik-Tranche erreicht.

Vermigens- und Finanzlage

Die Liquidititslage der Gesellschaft ist gut und eine Zahlungsfihigkeit in vollem Umfang
gewihrleistet.

Aufgrund der steuerlich zuldssigen Abschreibung liegt der bilanziclle Wert des Seeschiffes

deutlich unter dem Marktwert des Schiffes. Somit ist eine nicht unerhebliche stille Reserve im
Anlagevermdgen enthalten.

Ertragslage

Die Chartererlése wurden im prospektierten Umfang erzielt. Die Betriebskosten lagen im
Wesentlichen im Budget.





Anlage I. Bericht der Wirtschafisprifungsgesellschaft Emst & Young AG
Lagebericht 2006

Zukiinftige Entwicklungen

Die wirtschaftlichen Erwartungen der Geschéftsleitung sind voll erfiillt worden, Das Schiff
entspricht technisch gesehen dem hchsten geforderten Standard. Der Markt fiir diese Schiffe
ist von stabiler Nachfrage gepriigt. Risiken, die iiber die im Prospekt gcnannten Rmken
hinausgehen, werden zurzeit nicht gesehen.

Die Geschaftsfiihrung sieht der weiteren Zukunft mit grofler Zuversicht entgegen.






MG
Dateianlage
LB 109 2006 S1.pdf
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sichtigte eine Kontrollinstanz zum Schutz der Investo-
ren. Ist dies heute anders? Nein, dies ist heute nicht

anders, denn:

v' Der IKB-Aktionar, der zwischenzeitlich 80% seines
Aktiendepots verloren hat, wird dies jedenfalls so

sehen.

v' Der Steuerzahler, der fur die Rettung der IKB mog-
licherweise bis zu 9,5 Mrd. Euro aufwenden wird
missen, wird dies auch so sehen. Da wirken die
Streitigkeiten um Gegenfinanzierung der ,grofen
Steuerreform® 2008 geradezu lacherlich. Minister
Steinbrick forderte immer wieder, dass jeder, der
etwas fordert, eine Finanzierung vorstellen soll.
Und dann erfahren wir seit Sommer 2007, dass in
der Zustandigkeit des Finanzministeriums die

Gelder des Marshallplans ,verzockt* wurden

v' Die Banken, die der IKB Geld geliehen haben, wer-

den es auch so sehen, wenn das Geld weg ist.

v Die vielen zig-Tausend Arbeitnehmer, die wegen
der Subprime-Krise statt des Gehalts nun die Kun-

digung erhalten, werden dies auch so sehen.

v Die BaFin, die u.a. die Aufsicht Uber die Banken

hat, sollte dies auch so sehen.

Deswegen: Der Abschlusspriufer sollte seine Arbeit als

Amt und nicht als Businessmodell verstehen.

Der Abschlussprufer ist aber auch Unternehmer und die
BigFour sind gewaltige Unternehmen. An der Spitze die-
ser Mrd.-Umsatz-Prifungsunternehmen stehen Men-
schen, die Geld verdienen wollen, vielleicht zu viel Geld.
Die Vorstédnde der KPMG haben 2006 20 Mio. Euro be-
zogen. Die WiWo zitiert E & Y-Insider, danach verdienen
Partner im Schnitt p.a. 500.000 €. Dies ist zwar nicht so
viel, wie die von lhnen gepruften Vorstédnde erhalten,
aber doch viel mehr, als der mittelstéandische, freiberuf-
lich gepréagte Wirtschaftsprufer in der Regel aus seinen

Prifungsmandaten erhélt.

Es ist ein schwieriger Spagat, den die Eliteprifer gehen

mussen, die doppelte Funktion

v' ein offentliches Amt fir den Kapitalmarkt zu beklei-

den und gleichzeitig
v' ein erfolgreicher Unternehmer/Partner zu sein!

Das kann dazu fuhren, dass sich die Abschlussprifer im
Zweifel fur das Business zu entscheiden. Fast nicht zu

I6sen ist dann die Aufgabe dann, wenn auch noch ein-
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traglichere Beratungsauftrage zum Priufungsauftrag hin-

zukommen.

Die Beratungsfunktion neutralisiert die Prufungsfunkti-
on'. Wer dies nicht versteht, sollte es einfach mal aus-
probieren. Die Eliteprufer beweisen uns dies, trotz treu-
herziger Beteuerungen. Dabei sprechen wir nicht dem
Steuererklarungsverbot das Wort, sondern es geht um
die Mio.-Zusatzauftrage, die vom Prifungsmandant zu-
satzlich verteilt werden. So hat KPMG fur ihre 20 DAX-
Mandate zu den 321 Mio. € Prufungshonoraren 2006

noch zusétzlich 119 Mio. € Beratungshonorare erhalten.

Spatestens in der groRen Internetphobie ist einem Teil
der Eliteprifer scheinbar die WP-Vita des Herrn Grund
abhanden gekommen. Wie die aktuellen Félle zeigen,
haben wir dieses WP-Ethos immer noch nicht oder nicht
wieder gefunden. Es zeigt aber auch die Diskussion,
falls diese Uberhaupt stattgefunden hat, dass der Wirt-
schaftspriufer des Herrn Grund gar nicht (mehr) ge-
winscht wird. Auffallend ist, dass in der Diskussion we-
nig bis gar kein Beitrage von der intellektuellen Ober-
schicht, den BWL-Professoren, kommen. Als WP Prof.
von Wysocki in Minchen noch lehrte, wurde von vielen
Professoren und offen uUber das Thema ,Unabhéngig-
keit* diskutiert. Damals wurde das Aktienamt heil3 dis-
kutiert und abgelehnt. Heute schweigen die Professoren
oder &auBern sich nur in kleinen Zirkeln, wie es Prof.
Ballwieser an der bayerischen Akademie der Wissen-
schaften im Jan. 2007 getan hat, als er Uber die (alten)
Bilanzskandale referierte. Ob das Schweigen der Profes-
soren auch damit zusammenhangt, dass jede groRe
Prifungsgesellschaft heute als Lehrstuhlsponsor auf-
tritt?

Die groften Versuchungen stellen sich ein, wenn das
richtige Mal} verfehlt wird, ein zu geringes Honorar

oder ein sehr hohes Honorar fliel3t.

Die Vergutung muss angemessen sein. Sowohl zu we-
nig, als auch zu viel, kann das unabhangige Pruferurteil
beeinflussen. Um sich dazu ein Bild Uber das Honorar-
volumen der Dax-Prufungen und M-DAX-Prufungen zu

machen, werten Sie die beigefligten Anlagen aus....

Einige Hinweise: Die fast 60 Mio. €, die KPMG fur die
Prufung des Siemenskonzerns'® 2006 erhalten hat, soll-
ten wohl angemessen sein. Kann man aber ein MDAX-

Unternehmen (z.B. Vossloh, mit tber 1 Mrd. Umsatz

17 Reinhard Blomert, Wie viel Demokratie vertragt die Borse,
Leviathan 4/2007, Berliner Zeitschrift fur Sozialwissenschaft,
S. 449.

18 Hinkommen noch 32 Mio. € fiir sonstige Tatigkeiten.
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und Bilanzsumme und fast 5000 Mitarbeitern) fur

T€ 100 qualitativ angemessen prufen?

Wir mussen aber auch die Zielkonflikte beim Honorar

sehen!

Das hohe (Zusatz)Honorar der Siemensprufung ist
ebenso geeignet, Abhangigkeiten zu begrinden, wie ein

zu niedriges Honorar Minderqualitat beguinstigen kann.

Deswegen fordert Prof. Dr. Peeméller'® eine Honorar-
ordnung fur die Abschlussprifung. Fiur Peemoller ist ei-
ne angemessene Vergltung der zentrale Ansatzpunkt
bei der Bekdmpfung von Bilanzdelikten. Gute Arbeit ist
fur wenig Geld nicht zu leisten. Ohne ein gutes Honorar
kann man auch kein gutes Team zusammenstellen. Ein
LArbeits-WP*, der bei den groRRen Gesellschaften rd.
T€ 60 p.a. erhalt, soll die Arbeit Verantwortlicher beim
Mandanten kritisch priufen, die ein Mehrfaches seines
Jahresgehalts verdienen? Wenn dieser WP-Kollege fach-
lich gut ist, dann kann der Leser erahnen, wo dieser WP
oder angehende WP bald sein Auskommen mit dem ho-

heren Einkommen haben wird.

Die Realitat ist: Das qualifizierte WP-Personal geht zum
Mandanten oder in die ,freie” Wirtschaft. Die hohe Fluk-
tuation hat nicht nur ihren Grund in den Konflikten die-
ser Gesellschaft?®®, sondern auch in der durchweg
schlechten Bezahlung der angestellten Prifer. Ohne an-
gemessenes Honorar kann auch der freiberufliche Ab-
schlussprifer kein gutes Team zusammenstellen. Die
Absicht der EU-Kommission, das Abschlusspriferhono-
rar dem freien Spiel der Marktkrafte zu uUberlassen, ist
ebenso naiv wie falsch. Die aktuelle Losung der Hono-
rarfrage widerlegt den oft bekundeten Willen des Ge-
setzgebers und der EU-Kommission, eine hochwertige

Arbeit vom Abschlussprifer zu erwarten.

Obwohl dem Gesetzgeber die Aussagen und Forderun-
gen von Prof. Peemoller vor der Verabschiedung der 7.
WPO-Novelle bekannt waren, hat dieser seine Augen
vor der Realitat verschlossen. Wie hat der Gesetzgeber

in der WPO-Novelle die schwierige Aufgabe geldst?

Er schaute weg und nahm die Ermé&chtigungsvorschrift
zur Gebuhrenordnung aus dem Gesetz mit der Begrin-

dung:

1% vgl. Volker H. Peemédller/Stefan Hofmann, Bilanzskandale,
Delikte und Gegenmaflinahmen, Schmidt Verlag Berlin, 2005.

29 vgl. Nadja Jehle, Konflikte innerhalb von Wirtschaftsprii-
fungsgesellschaften. Eine empirische Untersuchung branchen-
spezifischer Einflussfaktoren, Deutscher Universitats-Verlag,
2007.

Wir werden in einem spateren Newsletter auf diese interessan-
te Doktorarbeit eingehen.

Seite 8

»Aufgrund der Tatsache, dass eine Gebuhrenordnung nach § 55
WPO seit Bestehen dieser Erméachtigungsgrundlage weder wirt-
schafts- noch berufspolitisch gewollt ist noch auf breiter Ebene
gefordert wird und somit nicht existiert, kann auf eine Anpas-
sung des Wortlauts des § 55 Ab.s2 WPO an den neu gefassten
Wortlaut des § 55a Abs. 3 WPO verzichtet werden........%*

wp.net hat sich in seiner Eingabe vehement fir eine
Honorarordnung und eine angemessene Vergutung fur
die Abschlussprifung eingesetzt. Eine Honorarordnung
wurde uns aber mit dem Hinweis auf die EU-Richtlinie

verweigert.

Nach der EU-Richtlinie und nun auch nach 855a | WPO
ist es dem WP nicht erlaubt, dass der AP sein Honorar
an die Erbringung anderer Leistungen/Bedingungen
knupft. Wie die Umsatzahlen der DAX- und MDAX-
Prifer zeigen, erfolgen durch den Abschlussprifer so-
wohl Prifung als auch Beratung. Beraten und Prifen
bei gleichem Mandat ist in Europa - im Gegensatz zu
USA — gang und gabe!

In die Versuchung sehr hohe Honorare fur eine Ab-
schlussprufung zu erhalten, kommt die mittelstédndische
Wirtschaftspriufung schon langst nicht mehr. Hier fuhren
die Ausschreibungen und die eingehenden Angebote in
der Regel zu sehr niedrigen Vergutungen, die der mit-
telstdndische AP durch Beratungsauftrage nicht kom-
pensieren kann. Wo dann die Probleme liegen, braucht
nicht weiter analysiert werden. Lesen Sie dazu Prof.

Peemédllers Analyse??.
Schluss und Folgerung:

Die anstehenden WPO Anderungen durch das
BilMoG sollte auch genutzt werden, den schweren
Fehler des Gesetzgebers bei der 7. WPO-Novelle

nachtraglich zu korrigieren.

Lieber spat als gar nicht mehr moglich!

2! QOriginalton Gesetzgeber, BT-Drucksache 16/2858 zum BA-
RefG 2007, S. 28.

22 Peemoller, S. 193 f..



Die Kammer bzw. ihre Repréasentanten wurden wegen der
Beiratswahlen 2005 vor das Verwaltungsgericht Berlin zi-

tiert.

Der Klager wollte, so wie viele Kammermitglieder auch, in
Erfahrung bringen, ob das, was die Kammerflrsten zurzeit
noch unter dem Begriff ,Wahlen“ durchfuhren, fur eine
Korperschaft des offentlichen Rechts noch rechtens ist.
Sind die Beiratswahlen Uberhaupt Wahlen im demokrati-

schen Sinne oder begunstigen Sie bestimmte Netzwerke?

Viele Kolleginnen und Kollegen bestreiten dies und hoff-
ten, dass die Hinterzimmerdemokratie auf dem Gerichts-
wege abgestellt werden wirde. Diese Hoffnung ist nicht

aufgegangen. Das Gericht hat sich in der Verhandlung

Interessierte Kollegen und die Rechtsanwaltin sehen
der drohenden Schlappe mit Bangen entgegen!

sehr restriktiv gezeigt und auch der vom Klager vorgetra-
genen Bitte, zu den Anforderungen an die Wahlordnung
eine rechtliche Wurdigung vorzutragen, nicht aufgeschlos-
sen gezeigt. Es soll nicht unerwahnt bleiben, dass das Ge-
richt in einigen Punkten nicht auf der HOhe des Rechts
war. Denn es hat in den zwei Jahren nicht festgestellt,
dass der Beirat beizuladen ist. Ein groRes Versehen, auf
den das Gericht, meine Anwaltin und der Klager vom ge-

gnerischen Kammeranwalt hingewiesen wurden.

Richtig ist auf jeden Fall, dass bei den Beiratswahlen auch
die allgemeinen Wahlrechtsprinzipien Anwendung finden

mussen.

Aber wie sollen diese Wahlrechtsprinzipien aussehen?

Verwaltungsgericht in Berlin-Moabit stellt sich gegen die Briefwahl

Die Urteilsbegriindung des Gerichts erhalten Sie hier....¥

In die Berufung zu gehen, um in einen weiteren
Rechtsweg das Urteil aufheben zu lassen, hat sich durch
die Beiladungspflicht des Beirats erledigt, da das Kostenri-

siko nicht tragbar ist.

Ist es diese verdeckte Wirgesystematik, die die WP-Ethik

obsolet werden lasst.

Der Klager hat nun die Anregung des Gerichts umgesetzt
und die Wahlordnung und das Vertretungsrecht auf die
Tagesordnung der nachsten WPK-Versammlung setzen
lassen. Wollen wir hoffen, dass die Mehrheit der Kam-
mermitglieder die Systematik der Sackgasse in die sie

stimmlos getrieben werden, erkennt.
Deswegen: Neue Wahlordnung am 20. Juni 2008!

Im Juni 2008 kénnen die Kammermitglieder dartiber ent-
scheiden, ob die Gleichheit der Wahl nicht doch eine
Briefwahl erfordert, um zu verhindern, dass nur am Ver-
sammlungsort anwesende Mitglieder ihr Stimmrecht aus-
Uben koénnen. Gerne hatten wir vom Gericht erfahren, ob
bei demokratischen Wahlen uberhaupt eine Vollmachts-
Ubertragung zulassig ist. Es geht ja nicht um Abstimmun-
gen, sondern um Wahlen, denn die Vollmachtswahl ge-

wabhrleistet keine geheimen Wahlen. Um diese Differenzie-

rung hat sich das Gericht nicht bemuht.

Denn der formale Urnengang ist nur Wahltheater, weil die

Ergebnisse bereits vorher feststehen.

Merken Sie sich den 20. Juni 2008 in Frankfurt vor.
Kommen Sie in den Saal ,,Harmonie“ im Congress

Center der Messe Frankfurt.

Kommen Sie nach Frankfurt und stimmen Sie fur ein
Wabhlrecht, dass den Namen ,Wahlen“ auch verdient. Die
Abgabe der Vollmachtstimmen sind keine Wahlen, son-

dern Abstimmungen von Stimmrechteinhabern.

Hier kénnen Sie sich Uber die Antrage, die von knapp 100

Kolleginnen und Kollegen unterstitzt wurden, informie-
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Elsner

Justizangestellte
als Urkundsbeamter der Geschéfisstelle

VERWALTUNGSGERICHT BERLIN

c
- ‘o
treser g von Oppen
URTEIL 23 NOV“ -2.0“.[]7
Im Namen des Volkes T TTER
Fingegangen
In der Verwaltungsstreitsache -
des Herrn Michael Gschrei,
Stiftsbogen 102, 81375 Minchen,
Klagers,
Verfahrensbevoilméchtigte:
Rechtsanwilte Geiser & von Oppen,
Leibnizstrale 60, 10629 Berlin,
gegen
die Wirtschaftspriuferkammer,
Korperschaft des offentlichen Rechts,
vertreten durch den Prasidenten,
Rauchstrafte 26, 10787 Berlin,
Beklagte,

Verfahrensbevollmachtigte:
Rechtsanwalte Zuck,
Vaihinger Markt 3, 70563 Stuttgart,

hat das Verwaltungsgericht Berlin, 13. Kammer, aufgrund
der mindlichen Verhandiung vom 31. Oktober 2007 durch

den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Stender,
den Richter am Verwaltungsgericht Risch,
den Richter am Verwaltungsgericht Kohl,
den ehrenamilichen Richter Munzner,
den ehrenamtlichen Richter Apitius,
fur Recht erkannt:
Die Kiage wird abgewiesen,

Der Klager tragt die Kosten des Verfahrens.





Tatbestand

Der Kidger wendet sich gegen die Giltigkeit der im Jahr 2005 durchgefihrten Beirats- -
wahl der Wirtschaftspriferkammer. Der Klager ist selbst Wirtschaftspriifer und hatte fur
den Beirat kandidiert; er wurde jedoch nicht gewahlt.

Bei dieser Wahl waren 65 Beiratsmitglieder zu wahlen, von denen 49 auf die Berufs-
gruppe der Wirtschaftsprifer und Wirtschaftspriffungsgesellschaften entfielen. Jedes
Mitglied der Wirtschaftspriferkammer konnte — fur die jeweils eigene Berufsgruppe —
maximal so viele Stimmen vergeben, wie Kandidaten fur die jeweilige Berufsgruppe zu
wahlen waren. Wirtschaftspriifer und Wirtschaftsprifungsgeselischaften konnten dem-
nach bis zu 49 Stimmen vergeben, wobei eine Stimmenhaufung unzulassig war. Flr
jeden Kandidaten durfte also nur je eine Stimme abgegeben werden. Vergab ein Wirt-
schaftsprifer oder eine Wirtschaftsprifungsgesellschaft weniger Stimmen, galten die
nicht abgegebenen Stimmen als Enthaltung. Gewahlt waren die Kandidaten, die die
meisten Stimmen auf sich vereinigten. Jeder Wirtschaftsprufer konnte fiir den Fall sei-

ner Verhinderung sein Stimmrecht auf einen anderen Wirtschaftsprifer schriftlich tiber

tragen, wobei jedoch niemand mehr als faunf Fremdstimmen Ubernehmen durfte. Eine
Briefwahl sah die Wahlordnung nicht voi’.

Die Mitglieder der Wirtschaftspriferkammer waren berechtigt, Wahlvorschlage zu ma-
chen. Bei der Beiratswahl machten vier Wirtschaftspfﬂfer von ihrem Vorschlagsrecht
Gebrauch und benannten zwischen 2 und 49 Kandidaten, wobei der Kldger einen Wahl-
vorschlag mit acht Kandidaten machte. Den einzigen Wahlvorschlag mit 49 Kandidaten
machte Dr. Wabhl, fritherer Prasident der Wirtschaftspriferkammer und bis zur Neuwahl
Vorsitzender des Beirats. Entsprechend diesen Vorschlagen fertigte die Wirtschaftspri-
ferkammer Wahlvorschlagslisten und handigte diese den Wahlberechtigten vor der
Stimmabgabe aus. Zusétzlich gab es noch eine Gesamtliste mit allen vorgeschlagenen
Kandidaten.

Vor der Stimmabgabe erhielten die Wahlberechtigten Stimmzettel, auf denen die Zahl
ihrer Stimmrechte — gegebenenfalls einschiielilich der Zahl der Ihnen Gbertragenen
Stimmrechte — vermerkt war; sie konnten fir diese Obertragenen Stimmrechte auch
gesonderte Stimmzettel erhalten. Fir die eigentliche Stimmabgabe hatten die Wahlbe-
rechtigten verschiedene Méglichkeiten: Sie konnten selbst Kandidaten auf ihrem
Stimmzettel notieren oder ihren Stimmzettel mit einer oder mehreren der Wahlvor-
schlagsiisten (bzw. der Gesamtliste der Wahlvorschldge) verbinden mit der Wirkung,

dass die Kandidaten auf diesen Listen je eine Stimme erhielten. Es stand den Wahlbe-
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rechtigten frei, die Wahlvorschiagslisten um eigene Vorschlage oder Kandidaten aus
anderen Listen zu ergéanzen bzw. Kandidaten von den jeweiligen Wahlvorschlagslisten
-u streichen, solange sie insgesamt nicht mehr als 49 Kandidaten wahlten. Die drei
Wahlvorschlagslisten, die weniger als 49 Kandidaten enthielten, waren mit entspre-

chenden Leerzeilen versehen.

im Ergebnis setzten sich samtliche Kandidaten von der Vorschlagsliste des Dr. Wahi
durch, wobei auf die gewahlten Kandidaten 956 bis 1482 Stimmen entfielen. Nach Be-
kanntgabe des Ergebnisses der Beiratswah! am 17. Juni 2005 focht der Klager die
Wah! mit Schreiben vom 27. Juli 2005 an. Mit Schreiben vom 28. September 2005 wies
die Wirtschaftspriferkammer die Wahlanfechtung zurlick und stellte fest, die Wahlen

seien rechtmaRig gewesen, eine Wiederhoiung der Wahl sei nicht erforderlich.

Mit seiner am 7. Dezember 2005 erhobenen Klage hat der Klager zunachst auch zwei
Bestimmungen der Wahlordnung der Wirtschaftspriferkammer vom 4. Juli 2005 bean-
standet. Nachdem er die Klage insoweit zurlickgenommen hat, verfolgt er nur die Wahl-
anfechtung weiter. Der Klager ist der Ansicht, das Verfahren bei der Beiratswahi ver-
stoRe gegen das Demokratieprinzip. Die Praxis, Wahlvorschlagslisten auszugeben, die
mit dem Stimmzettel verbunden werden kénnten, habe den Wahlvorschiag des

Dr. Wah! begiinstigt. Denn nur bei Verbindung des Stimmzettels mit dieser Liste habe
man seine Stimme ohne weiteren Aufwand abgeben kénnen. Die Anderung eines
Wahlvorschlags, die Kombination mehrerer Vorschlage oder die Auswahl von Kandida-
ten aus der Gesamtliste sei hingegen unbequem. Das Wabhlverfahren verstarke das
Gewicht vorhandener informeller Gruppierungen und benachteilige unbekannte Kandi-
daten. Diese Nachteile wirden durch die Moglichkeit, Vollmachten an andere Wirt-
schaftsprifer zu vergeben, und die Tatsache, dass eine Briefwahi nicht méglich gewe-

sen sei, zugunsten groler Wirtschaftsprifungsgeseilschaften noch verstéarkt.

Der Klager beantragt,

die Beklagte zu verpflichten, die Beiratswahl vom 17. Juni 2005 durch das dafir
zustandige Organ fir unwirksam zu erkiaren,
hilfsweise,

festzustellen, dass die Beiratswahl vom 17. Juni 2005 unwirksam war.
Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.





-4 -

Sie ist der Ansicht, ein VerstoR gegen verfassungsrechtliche Prinzipien liege nicht vor,
insbesondere sei der Grundsatz der Gleichheit der Wahl nicht verletzt. Alle Wirtschafts-
prufer héatten bei der Beiratswahl ein eigenes Vorschiagsrecht gehabt, die Wahlvor-
schlagslisten seien von der Wirtschaftspriiferkammer gleich behandelt worden, €s habe
keine Vorgaben zu deren Verwendung gegeben. Der Wahlvorschlag des Dr. Wahl sei
nur diesem, nicht der Wirtschaftspriferkammer zuzurechnen, die diesen Wahivorschlag
auch nicht beglinstigt habe. Das Wahiergebnis zeige zudem, dass die Wahlberechtig-

ten von der Moglichkeit des Stimmensplittings auch tatsachlich Gebrauch gemacht hét-
ten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Sireitakte
Bezug genommen.

Entscheidungsgriinde

Die Kiége ist jedenfalls unbegriindet, denn die Wahl des Beirats der Wirtschaftsprifer-
versammiung am 17. Juni 2005 ist in rechtlich nicht zu beanstandender Weise durchge-

fahrt worden.

Das Verfahren der Beiratswahl ist nur insoweit gesetzlich geregelt, als die Wirtschafts-
priferordnung festiegt, dass der Beirat von der Wirtschaftsprifferversammiung gewahit
wird (§ 59 Abs. 2 Satz 1 WPO) und dass die Wahl der Beiratsmitglieder getrennt nach
(Berufs)Gruppen erfolgt (§ 59 Abs. 3 WPO).

Das durchgeflihrte Wahlverfahren entspricht den Vorgaben in der auf der Grundlage
von § 60 Abs. 1 WPO ergangenen Organisationssatzung der Wirtschaftspriiferkammer
vom 13. Juni 2002 (Blatt 127 ff. der Akte) und der Wahlordnung. Dies stellt auch der
Kidger nicht in Abrede. Die Mehrheitswahl einzelner Personen ist in § 6 Abs. 6 Satz 2
der Organisationssatzung geregelt, die Zulassigkeit einer (zahlenmaRig begrenzten)
Ubertragung des Stimmrechts in § 8 Abs. 4 Satz 4. Die aufgrund § 6 Abs. 6 Satz 3 der
Organisationssatzung beschlossene Wahlordnung der Wirtschaftspriiferkammer in der
damals giltigen Fassung (Blatt 140 der Akte) sieht in Nr. 2 das'VorschIagsrechtjedes
Mitglieds und die Pflicht zur Bekanntgabe der Wahlvorschldge vor. Nr. 6 und Nr. 8 der
Wahtordnung regeln die verschiedenen Méglichkeiten der Stimmabgabe, indem Namen
auf den Stimmzettel gesetzt oder der Stimmzette! mit den schriftlichen Wahlvorschla-
gen verbunden und darauf gegebenenfalls Namen gestrichen oder hinzugesetzt wer-

den.





Das Wahliverfahren verstéft auch nicht gegen héherrangiges Recht. Es verletzt insbe-
sondere nicht die allgemeinen, von der Verfassung vorgegebenen Grundsatze der All-
gemeinheit und Gleichheit der Wahl. Dabei geht die Kammer wie die Beteiligten davon
aus, dass diese allgemeinen Wahlrechtsprinzipien, wie sie in Art. 28 Abs. 1 Satz 2 und
Art. 38 Abs. 1 Satz 1 GG Ausdruck gefunden haben, grundsatzlich auch bei den Wah-
len zum Beirat der Wirischaftspruferkammer, die eine Korperschaft des &ffentlichen
Rechts ist, Geltung beanspruchen kdnnen (vgl. etwa Klein in: Maunz/Durig/Herzog/
Scholz, GG, Stand: Juni 2007, Art. 38 Rdnr. 81 m.w.N. aus der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts).

Die Beiratswahl verstiel nicht gegen den Grundsatz der Allgemeinheit der Wahl {vgl.
dazu Klein a.a.0., Rdnr. 88 ff. m.w.N.). Alle Mitglieder der Wirtschaftspruferkammer
wurden zur Wah! des Beirats geladen und hatten die Méglichkeit, an dieser Wahl teil-
sunehmen. Die Einfithrung der Briefwahl, die der Kiager fordert, ist verfassungsrecht-
lich nicht geboten. Es ist zwar verboten, bestimmte Gruppen von Wahlberechtigien von
der Ausiibung des Wahirechts auszuschliefien oder das Stimmgewicht dieser Gruppen
verschieden zu bewerten. Nicht dagegen besteht die zusatzliche verfassungsrechtliche
Pflicht, auch in einem positiven Sinne dafir Sorge zu tragen, dass die Wahlberechtig-
ten, die aus einem in ihrer Person oder in der Ausiibung ihres Berufes liegenden Grun-
de freiwillig oder unfreiwillig ihr Wahirecht am Wahiort nicht auszuiiben vermégen, von
ihrem Wahirecht Gebrauch machen kénnen {vgl. etwa BVerfG, Beschliusse vom 7. Feb-
ruar 1961 - 2 BvR 23/61 -, BVerfGE 12, 139, 142 f. sowie vom 29. November 1962, -

2 ByR 587/62 -, BVerfGE 15, 165, 166 f.). Die Gefahr, dass einzelne Wirtschaftsprofer
gehindert sind, ihre Stimme abzugeben, wird im Ubrigen dadurch verringert, dass es
ihnen nach § 6 Abs. 4 Satz 4 der Organisationssatzung freistent, inr Stimmrecht auf
einen anderen Wirtschaftsprifer zu Ubertragen, solange dieser nicht mehr als finf Gber-
tragene Stimmrechte wahrnimmt.

Auch diese Méglichkeit der Stimmrechtsibertragung verstoBt nicht gegen héherrangi-
ges Recht. Der Grundsatz der Unmittelbarkeit der Wahi, der die Hochstpersonlichkeit
einschlieft (vgl. Klein a.a.0. Rdnr. 100 ff.), gilt nach der Rechtsprechung des Bundes-
verwaltungsgerichts (Urteil vom 3. September 1963 - BVerwG 1 C 113.61 -, BVerwGE
18, 312, 316 betreffend die Wah! zur Versammiung einer Industrie- und Handelskam-
mer) nur dann, wenn dies gesetzlich angeordnet ist. Trifft das Gesetz, das einer Kor-

perschaft die Autonomie zur Gestaltung des Wahlverfahrens einrdumt, wie hier insoweit
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keine Bestimmungen, ist auch eine (begrenzte) Stimmrechtsiibertragung, wie sie § 6

Abs. 4 Satz 4 der Organisationssatzung der Wirtschaftspriferkammer vorsah, zuléssig.

Ein Verstoll gegen den Grundsatz der Gleichheit der Wah! liegt weder hinsichtiich des
Wahlsystems noch hinsichtfich der Ausgestaitung des Wahlverfahrens vor,

Aus dem Grundsatz der Wahlgleichheit folgt, dass die Stimme eines jeden Wahlberech-
tigten den gleichen Zahlwert und die gleiche rechtliche Erfolgschance haben muss.
MaRgeblich ist hierbei eine Betrachtung ex ante. Dieses Gleichheitserfordernis wahrt
eine Chancengleichheit im strengen und formalen Sinne. Die verfassungsrechtlich vor-
gegebene Wahlgleichheit wirkt sich in der Mehrheitswahl und in der Verhaltniswah! un-
terschiedlich aus. Dem Zweck der Mehrheitswahl| entspricht es, dass nur die fiir den
Mehrheitskandidaten angegeben Stimmen bei gleichem Zahiwert zur Mandatszuteilung
fithren. Die auf den Minderheitskandidaten entfallenden Stimmen bleiben hingegen bei
der Vergabe der Beiratssitze unberiicksichtigt. Bei der Bestimmung des Wabhlsystems
hat der Satzungsgeber einen breiten, gerichtlich nicht kontrollierbaren Entscheidungs-
spielraum. insbesondere gibt es keine verfassungsrechtliche Praferenz fur das Verhiit-
niswahirecht gegeniiber dem von der Wirtschaftsprifferkammer gewahlten Mehrheits-
wahlrecht (vgl. BVerfG, Urtei! vom 10. April 1997 - 2 BvF 1/95 -, BVerfGE 95,335,
3531.).

Auch der Kldger ragt nicht, dass die Stimmen der Wahlberechtigten formal unterschied-
lich gewichtet worden seien. Er beanstandet vielmehr eine Ungleichbehandlung durch
die Ausgestaltung des Wahlverfahrens. Auch diese Rige greift jedoch nicht durch. Das
Recht, Wahlvorschldge zu machen, hat nach der Wahlordnung (Nr. 2) jedes Mitgiied
der Wirtschaftspruferkammer. Dass einzelne Wahlvorschlage aufgrund der Autoritt
oder Reputation des Vorschlagenden mehr Gewicht haben mégen als andere, lasst sich
nicht vermeiden und verletzt nicht den Gleichheitsgrundsatz. Seibst wenn ein Wahlvor-
schiag, wie der Klager behauptet, auf informelien Absprachen vor der Wah! beruht, die
das Ziel haben, diesem Vorschiag eine maoglichst breite Unterstiitzung zu sichern, ist
dies rechtlich nicht zu beanstanden. Diese Absprachemdglichkeit hat namlich jeder Vor-
schlagende. Aus diesem Grund geht auch der Einwand des Klagers ins Leere, der Vor-
schlag des Dr. Wabhl, der als einziger 49 Kandidaten umfasste, sei beginstigt gewesen,
weil es fur die Wahlberechtigten am bequemsten gewesen sei, diesen Wahlvorschlag
unverdndert mit dem Stimmzettel zu verbinden. Denn auch der Klager und die anderen
Vorschlagenden hatten die Méglichkeit gehabt, ihre Wahlvorschldge mit 49 Kandidaten
zu versehen, und so diesen Bequemlichkeitsvorteil zu nutzen. Im Ubrigen zeigt die Tat-
sache, dass die auf der Grundlage des von Dr. Wahl gemachten Wahlvorschlags ge-

wahlten Kandidaten ganz unterschiedliche Wahlergebnisse erzielt haben, dass zahlrei-
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che Wahlberechtigte nicht den bequemen Weg gegangen sind, sondern von ihrem
Recht Gebrauch gemacht haben, Kandidaten von diesem Wahlvorschlag zu streichen
oder andere Kandidaten hinzuzusetzen.

Es war aus verfassungsrechtlicher Sicht auch nicht geboten, nur eine Gesamtliste der
vorgeschlagenen Personen an die Wahlberechtigten zu verteilen. Im Gegenteil fordert
die namentliche Kennzeichnung der Wahlvorschidge die Transparenz des Verfahrens,
weil for jeden Wahlberechtigten erkennbar ist, wer die einzelnen Kandidaten vorge-
schlagen hat. Im Ubrigen ware auch bei einem Gesamtwahlvorschlag nicht auszu-
schiieRen, dass ein Vorschlagender vor der Stimmabgabe zu erkennen gibt, welche
Personen von ihm vorgeschlagen wurden, und damit den Vorgeschlagénen den vom

Klager beanstandeten faktischen Vorteil verschafft.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 155 Abs. 2 VWGO, soweit der Klager die Klage zu-
riickgenommen hat, im Ubrigen aus § 154 Abs. 1 VWGO.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Oberverwal-
tungsgericht zugelassen wird.

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils zu bean-

tragen. Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstrale 7, 10557 Berlin zu siel-
; . :

len. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 7 1.54 _ i?q, /(’?‘ 51 o

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils sind die Griinde darzulegen, aus
denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begrindung ist, soweit sie nicht bereits mit dem
Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Harden-
berastralke 31, 10623 Berlin, einzureichen. '

9 Sae, 24.4,200% mod, L

Far das Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht besteht Vertretungszwang, dies gilt auch
fiur den Antrag auf Zulassung der Berufung. Danach muss sich jeder Beteiligte, soweit er
einen Antrag stelit, durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer deutschen
Hochschule im Sinne des Hochschulrabmengesetzes mit Befahigung zum Richteramt als
Bevollmachtigten vertreten lassen. Juristische Personen des offentlichen Rechts und Behdr-
den kénnen sich auch durch Beamte oder Angestelite mit Befédhigung zum Richteramt sowie
Diplomjuristen im hdheren Dienst, Gebietskdrperschaften auch durch Beamte oder Ange-
stelite mit Befahigung zum Richteramt der zustandigen Aufsichtsbehdrde oder des jeweiligen
kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zugehoren, vertreten las-
sen.

Stender

Els./ra










MG
Dateianlage
Klage VerwG Berlin.pdf


Diplom-Kaufmann

Michael Gschrei

Wirtschaftsprufer | Steuerberater
Prifer fur Qualitatskontrolle nach § 57a Abs. 3 WPO

Dipl.-Kfm. WP Michael Gschrei | 80636 Miinchen | Leonrodstr. 68

Wirtschaftspriiferkammer
Vorstand und Geschaftsfiihrung
Rauchstr. 26

10787 Berlin

Munchen, 10. Dezember 2007
Antrage zur Tagesordnung der 16. Wirtschaftspriferversammlung am 20. Juni 2008

Sehr geehrter Herr Prasident Ulrich,
sehr geehrter Herr Dr. Veidt, sehr geehrter Herr Maxl,

zur 0. g. WPK-Versammlung stelle ich gemal? § 6 Abs. 2 S. 3 Satzung der WPK folgende
Antrage zur Tagesordnung (TOP)

1. Anderung der Satzung der WPK ( Anlage 1)

2. Anderung der Wahlordnung der Wirtschaftspriiferkammer zur Beiratswahl (Anlage 2+2a)

3. Aussprache Uber die aktuelle Qualitatssicherung und -kontrolle in  Deutschland
(Rechts- und Praxisfragen), (Anlage 3)

4. Aussprache zur Umsetzung der EU-Pruferrichtlinie durch die 7. WPO Novelle (Anlage 4

5. Aussprache Uber den Haushalt 2007 und Entwurf 2008 (Anlage 5)

Die konkreten Antrage und die Begriindung dazu sind in den genannten Anlagen zum

jeweiligen Antrag enthalten.

Mit freundlichen GriiRen

. Gl

Dipl.-Kfm. Michael Gschrei
Wirtschaftspriifer

Anlagen 1-5: Genaue Antragsformulierungen und Begriindung der Antréage

Mitunterzeichnung:
Ich habe die 0.g. Antrdge und die dazu erstellten Anlagen zu den Antréagen gelesen und zur Kenntnis
genommen. Ich unterstiitze nach meiner Priifung folgende Antrage(X):
Anderung der Satzung der WPK (Anlage 1)
Anderung der Wahlordnung der Wirtschaftspriiferkammer (Anlage 2+2a)
~ Aussprache (iber die aktuelle Qualitatssicherung und —kontrolle (Anlage 3)
- Aussprache zur Umsetzung der EU-Priiferrichtlinie (Anlage 4)
. Aussprache Gber den Haushalt 2007 und Entwurf 2008 (Anlage 5)

Name Vorname Berufsbez. Adresse

Unterschrift
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Wahlordnung der Wirtschaftspriuferkammer

Auf der Grundlage von 8 60 Satz 1 WPO in der Fassung vom 5. November 1975, zuletzt
geandert durch Gesetz vom 27. Dezember 2004 in Verbindung mit 8 6 Abs. 5 Satz 3 Organi-
sationssatzung der Wirtschaftspruferkammer Korperschaft des 6ffentlichen Rechts in der
Fassung vom 13. Juni 2002 hat die Wirtschaftspriferversammlung am 17. Juni 2005 folgen-
de vom Bundesministerium fur Wirtschaft und Arbeit gemafl 8 60 Satz 2 WPO am 4. Juli
2005 (Az.: VIII B 3-129446/1) genehmigte Neufassung der Wahlordnung der Wirtschaftspri-
ferkammer beschlossen:

§1
Wahlgrundsatze

(1) Die Beiratsmitglieder werden von den stimmberechtigten Mitgliedern der Wirtschaftspri-
ferkammer gemaR 8 7 Abs. 2 Satzung der Wirtschaftspriferkammer in unmittelbarer, freier
und geheimer Wahl gewahlt.

(2) Die Wahl erfolgt durch persdnliche Stimmabgabe. § 6 Abs. 4 Satz 4, 5 Satzung der Wirt-
schaftspriferkammer bleibt unberihrt.

(3) Die Wahlen erfolgen getrennt nach Gruppen und werden in je einem Wahlgang fir Mit-
glieder nach 8§ 2 Abs. 1 Ziff. 1) und 2) Satzung der Wirtschaftspriiferkammer einerseits und
fur die anderen stimmberechtigten Mitglieder andererseits durchgefihrt.

(4) Es durfen nur die von der Wirtschaftspriferkammer ausgegebenen Wahlunterlagen ver-
wendet werden.

8§82
Wahlausschuss

(1) Der Vorstand beruft mit Zustimmung des Beirates spatestens 6 Monate vor der kommen-
den Wahl zum Beirat einen Wahlausschuss fir die Leitung und Durchflihrung der Wahl.

(2) Der Wahlausschuss besteht aus drei Mitgliedern, wovon mindestens ein Mitglied der
Gruppe der anderen stimmberechtigten Mitglieder im Sinne des § 1 Abs. 3 angehdren muss.
Fur jedes Mitglied des Wahlausschusses ist ein Vertreter zu berufen, der das Mitglied im
Falle von dessen Verhinderung oder Ausscheiden vertritt.







(3) Mitglieder und Vertreter miissen nach MafRRgabe der § 6 Abs. 4, § 12 Abs. 1 Satzung der
Wirtschaftspriferkammer persdnlich wahlbar und stimmberechtigt sein.

(4) Mitglieder des Vorstandes, des Beirates oder der Kommission fur Qualitatskontrolle sowie
Bewerber, die fur eine Mitgliedschaft im Vorstand, im Beirat oder in der Kommission fir Qua-
litatskontrolle zu kandidieren beabsichtigen, dirfen nicht in den Wahlausschuss berufen

werden.
(5) Der Wahlausschuss wahlt aus seiner Mitte den Vorsitzenden als Wabhlleiter.

(6) Der Wahlausschuss ist beschlussfahig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind,
von denen eines der Wahlleiter sein muss. Der Wahlausschuss entscheidet in nichtoffentli-
cher Sitzung oder in dringenden Fallen im schriftlichen Verfahren mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Wahlleiters.

(7) Der Vorstand gibt den Wahlberechtigten die Mitglieder des Wahlausschusses einschliel3-
lich des Vorsitzenden mit Berufsbezeichnung, Namen und Vornamen, akademischen Gra-
den, beruflicher Niederlassung und Geburtsdatum bekannt.

§3
Aufgaben des Wahlausschusses

(1) Der Wahlausschuss organisiert die Wahl nach Mal3gabe der gesetzlichen und satzungs-
rechtlichen Bestimmungen.

(2) Dem Wahlausschuss obliegt es insbesondere:

1. die Wahlunterlagen herzustellen,

2. die Anzahl der stimmberechtigten Mitglieder festzustellen (8 59 Abs. 3 Wirtschaftspri-
ferordnung),

3. das Verhdltnis der Gruppen zu ermitteln (8 59 Abs. 3 Wirtschaftspriferordnung, § 7
Abs. 2 Satzung der Wirtschaftspriferkammer),

4. (Uber Wahlanfechtungen gemaf § 6 zu entscheiden.

(3) Der Wahlausschuss kann mit Zustimmung des Prasidenten zur Erfullung seiner Aufgaben
Einrichtungen und Dienstangehdérige der Wirtschaftspriferkammer in Anspruch nehmen.

§4
Vorschlagsfrist, Wahlvorschlage

(1) Die Vorschlagsfrist beginnt zwei Monate vor Beginn der Wahlhandlung und endet einen
Monat vor Beginn der Wahlhandlung. Der Wahlausschuss teilt den Mitgliedern rechtzeitig den
Tag der Wahlhandlung mit.







(2) Der Wahlausschuss fordert die Mitglieder auf, Wahlvorschlage einzureichen. Jedes Mitglied
ist berechtigt, einen oder mehrere Kandidaten aus der Gruppe, der es selbst angehdrt, zur
Wahl vorzuschlagen. Fiur die Wahlvorschlage ist das fur die jeweilige Wahl vom Wahlaus-
schuss ausgegebene Wahlvorschlagsformular zu verwenden.

(3) Die schriftliche Zustimmung des Kandidaten zur Aufnahme in den Vorschlag ist beizubrin-
gen. Fehlt die schriftliche Zustimmung, so ist der Bewerber auf dem Wahlvorschlag zu strei-
chen. Ein Bewerber kann nur auf einem Wabhlvorschlag vorgeschlagen werden. Ist der Name
des Bewerbers mit seiner schriftlichen Zustimmung auf mehreren Wahlvorschlagen aufgefihrt,
so hat er auf Aufforderung des Wahlausschusses vor Ablauf von drei Arbeitstagen zu erklaren,
welche Bewerbung er aufrechterhalt. Unterbleibt die fristgerechte Erklarung, so ist der Bewer-
ber auf sdmtlichen Wahlvorschlagen zu streichen.

(4) Nach Ablauf der Vorschlagsfrist entscheidet der Wahlausschuss innerhalb einer Woche
Uber die Zulassung von Wahlvorschlagen. Gegen die Nichtzulassung eines Wahlvorschlags
kann die vorschlagende oder die vorgeschlagene Person innerhalb einer Woche formlos Ein-
spruch einlegen. Der Wahlausschuss entscheidet unverztiglich Gber den Einspruch.

(5) Die zugelassenen Wahlvorschlage werden in alphabetischer Sortierung in die jeweiligen
Wahlvorschlagsteillisten aufgenommen. Wahlvorschlagsteillisten miissen ausreichend Leerzei-
len enthalten. Zusatzlich wird eine Gesamtliste der Wahlvorschlage erstellt. Die Wahlvor-
schlagslisten enthalten die Berufsbezeichnung, Namen und Vornamen und den Ort der berufli-
chen Niederlassung der Kandidaten sowie die Berufsbezeichnung und den Namen des oder
der Vorschlagenden. Die Wahlvorschlagslisten werden vervielfaltigt und zur Stimmabgabe
ausgegeben.

§5
Durchfiihrung der Wahl

(1) Der Wahlleiter hat den Vorsitz der Wirtschaftspriiferversammliung fir die Tagesordnungs-
punkte Wahl der Mitglieder des Beirates und Bekanntgabe des Ergebnisses der Wahlen zum
Beirat der Wirtschaftspriferkammer. Die weiteren Mitglieder des Wahlausschusses und deren
Vertreter unterstiitzen den Wabhlleiter bei der Durchfiihrung der Wahl als Wahlhelfer. Mitglieder
und Dienstangehdorige der Wirtschaftspriferkammer kénnen zugezogen werden. Werden Mit-
glieder als Wahlhelfer zugezogen, gilt 8 2 Abs. 3 und 4 entsprechend.

(2) Fur die Wahl sind von der Wirtschaftspriferkammer ausgegebene Stimmzettel zu verwen-
den, welche die in der Hand des einzelnen stimmberechtigten Mitglieds vereinigten Stimmzah-
len ausweisen. Stimmzettel kann auch ein Umschlag sein. Sind mehrere nummerierte Stimmzet-
tel ausgegeben, so bestimmt der Wabhlleiter den zu verwendenden Stimmzettel.







(3) Die Stimmen fir die zu besetzenden Beiratsmandate werden dadurch abgegeben, dass
mindestens eine der fir die jeweilige Gruppe ausgegebenen Wahlvorschlagslisten mit dem
aufgerufenen Stimmzettel verbunden wird. Sind auf der oder den verwendeten Wahlvor-
schlagsliste/n insgesamt mehr Kandidaten vorgeschlagen als Mandate zur Wahl stehen, sind
so viele Kandidaten zu streichen, bis die maximale Zahl der aus dieser Gruppe zu besetzen-
den Beiratsmandate erreicht ist; anderenfalls ist die Stimmabgabe unglltig. Werden mehr
Kandidaten gestrichen, als maximal Mandate zur Wahl stehen, so gelten die nicht abgegebe-
nen Stimmen als Enthaltung. Sind auf der oder den verwendeten Wahlvorschlagsliste/n insge-
samt weniger Kandidaten vorgeschlagen als Mandate zur Wahl stehen, kdnnen Kandidaten
anderer Wahlvorschlagslisten hinzugefuigt werden, bis die maximal zulassige Zahl erreicht ist.
Werden mehr Kandidaten hinzugefiigt als Mandate zur Wahl stehen, ist die Stimmabgabe
ungultig.

(4) Die mit dem Stimmzettel verbundene/n Wahlvorschlagsliste/n ist/sind in einem Umschlag in
die Wahlurne einzuwerfen. Die abgegebenen Stimmen werden von den Wahlhelfern unter
Aufsicht des Wahlausschusses ausgezahlt. Auf Antrag kann der Wahlleiter jedem stimmbe-
rechtigten Mitglied die Anwesenheit gestatten.

(5) Gewahlt sind diejenigen Kandidaten, welche die meisten Stimmen auf sich vereinigen; bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(6) Uber Zweifelsfragen im Zusammenhang mit der Giiltigkeit der einzelnen Stimmabgabe
oder der Stimmenauszéahlung entscheidet der Wahlausschuss.

(7) Der Wahlleiter verkiindet unmittelbar nach Auszahlung der Stimmen das Wahlergebnis und
halt es in einer Niederschrift fest. Das Wahlergebnis ist den Mitgliedern bekannt zu geben.

§6
Wahlanfechtung

(1) Die Wahl kann jeder Wahlberechtigte binnen eines Monats nach Verkiindung des Wabhler-
gebnisses schriftlich oder zur Niederschrift der Hauptgeschéftsstelle der Wirtschaftsprifer-
kammer anfechten.

(2) Die Wahlanfechtung hat keine aufschiebende Wirkung.

(3) Die Wahlanfechtung kann nur darauf gestitzt werden, dass gegen wesentliche Vorschriften
Uber das Wahlrecht, die Wahlbarkeit oder das Wahlverfahren verstoZen wurde und die Mog-
lichkeit besteht, dass durch den Verstol3 das Wahlergebnis beeinflusst worden ist. In der
Wahlanfechtung sind die Grinde anzugeben, aus denen die Wahl fur unrichtig oder ungiiltig
zu erklaren sei. Die Beweismittel sollen im Einzelnen angefihrt werden.







(4) Wird aufgrund der Anfechtung die Unrichtigkeit des Wahlergebnisses im Einzelnen festge-
stellt, so stellt der Wahlausschuss das Wahlergebnis neu fest. Wird die Ungultigkeit des Wahl-
ergebnisses einer Gruppe nach 8 1 Abs. 3 festgestellt, findet flr diese Gruppe eine neue Wahl
statt. Wird die Wahl insgesamt fur ungiltig erklart, findet eine neue Wahl statt.

87
Aufbewahrung von Unterlagen

Die bei der Wahl abgegebenen Stimmzettel und Wahlvorschlagslisten sind zusammen mit den
Unterlagen fur die Auszahlung der Stimmen (Zahlbogen) mindestens zwei Monate nach Be-
kanntgabe des Wahlergebnisses oder bis zur bestandskraftigen Entscheidung Uber eine
Wahlanfechtung aufzubewahren.

§8
Veroffentlichungen

Bekanntgaben und Mitteilungen im Sinne dieser Wahlordnung erfolgen durch Veréffentlichung
im Mitteilungsblatt der Wirtschaftspriferkammer (8 17 Satzung der Wirtschaftspriferkammer)
oder durch briefliche oder mindliche Mitteilung durch den Vorsitzenden des Wahlausschus-
ses.

89
Inkrafttreten

Diese Wabhlordnung tritt an dem Tag nach ihrer Verkindung im Mitteilungsblatt der Wirt-
schaftspriferkammer in Kraft.
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Anlage 1

TOP 1: Anderung der Satzung der WPK

§ 6 Abs. 4 Satz 4 (Vertretung bei der Wahl) und Satz 5 (5 Fremdstimmen) der Satzung der
WPK sind zu streichen.

Satz 5 soll lauten:

.Bei Satzungsanderungen und bei Anderungen der Wahlordnung hat jedes in der
Wirtschaftspriferversammlung anwesende Mitglied eine Stimme, Stimmrechtsiibertragungen
sind bei diesen Abstimmungen nicht mdglich. Die Vertretung von Berufsgesellschaften bleibt
davon unberihrt".

§ 7 Abs. 2 Satz 4 (Ersatzmitglieder) wird gestrichen. Die Regelung zu den Ersatzmitgliedern
findet sich in 8 5 Abs. 11 der Satzung der WPK.

Begrundung zu TOP 1:

Die Satzung der WPK enthélt Elemente der Wahlordnung und erlaubt die Ubernahme von
bis zu 5 Vertreterstimmen bei der Wahl zum Beirat und anderen Beschlissen der WPK-
Versammlung. Die Ubertragung von bis zu 5 Stimmen auf einen Kollegen/in ist
undemokratisch und deswegen ist Abs. 4 Satz 4 und 5 zu streichen. Auch bei der
Festsetzung der Satzung und der Wahlordnung darf jedes Mitglied nur eine Stimme haben.
Wie es sich bei der WPK-Versammlung 2005 gezeigt hat, stimmt der Abstimmende mit
Vollmachtstimmen Uber Antrdge ab, Uber die der Vollmachtgeber im Voraus keine
Vollmacht gegeben hat, weil er den Inhalt der Abstimmung bei Stimmubertragung gar nicht
kannte. Dies verstofit gegen die Satzung, die bei Stimmenibertragung die genaue Kenntnis
der Abstimmung verlangt (Siehe Antrage zur Tagesordnung bei der WPK-Versammlung).

Die WP-Kammer als Korperschaft des 6ffentlichen Rechts mit der Zwangsmitgliedschaft der
Mitglieder muss ein Wahlrecht pflegen, das gewahrleistet, dass jede Stimme gleich viel
Wert hat. Die Stimmabgabe darf fiur das Mitglied keine stark abweichenden Kosten haben.
Dies ist ein Grund dafir, dass bei den Rechtsanwaltskammern die Briefwahl die einzige
legitime Wahlform neben der Einzelstimmenprasenzwahl ist. Diese Einzelstimmen sind
wegen der bundesweiten Zustandigkeit der Kammer praktikabel.

Der Berufsstand hat sich im letzten Jahrzehnt stark gedndert und deswegen beglnstigt das
Abstimmsystem Uber Vollmachten die groRBen Priifungseinheiten. War vor 20 Jahren bei den
BigEight noch ein Wettstreit um bessere Losungen an der Tagesordnung, trifft dies bei der
heutigen oligopolistischen Struktur des Berufsstands nicht mehr zu. In diesem beruflichen
Umfeld sind Wahlen mit Vollmachtsstimmen nicht mehr demokratisch, das Wahlrecht muss
angepasst werden.

Es muss konstatiert werden, dass bei dem aktuell praktizierten Wahlrecht die Voraus-
Auswahl der Mitglieder durch den Beiratsvorsitzenden die faktische Entsendung in den
Beirat bedeutet, die Wahl selbst ist nur noch formales demokratisches Feigenblatt.

Demokratische Wahlen missen auch der Situation adaquat sein. Da auch im Berufsstand
der Wirtschaftsprifer sich ein zweiter Verband zu etablieren beginnt, darf das Wahlrecht die
demokratische Entwicklung nicht behindern. Das hdchste demokratische Recht ist das
Recht auf gleiche und geheime Wahlen. Vollmachtswahlen hohlen dieses demokratische
Grundrecht aus.





Anlage 2

TOP 2: Anderung der Wahlordnung der WPK

Die Wahlordnung soll so gefasst werden, dass der Beirat der WPK durch Briefwahl gewahlt wird.
Deswegen weise ich an dieser Stelle nur auf die wesentlichen Anderungen hin. In einer weiteren
Anlage (2a) erhalten Sie die durch die Kammerversammlung zu beschlieRende neue
Wahlordnung:

81 Abs. 2 wird neu gefasst und lautet: Die Wahl erfolgt durch Briefwahl. Der Satz 2 wird
gestrichen

§ 3 Abs. 2 Nr. 1 wird erganzt um zu versenden und den Rucklauf zu Gberwachen

§ 3 Abs. 2 Nr. 4 bis 6 sind einzufiigen,

8§ 4 Abs. 1 (die Vorschlagsfristen sind neu zu fassen): Die Vorschlagsfrist betragt einen Monat und
beginnt zwei Monate vor der Wirtschaftspriiferversammlung und endet am letzten Tag um
16.00 Uhr

§ 5 Durchfuihrung der Wabhl ist ganz neu zu fassen.

§ 11 Abs. 1 Satz 2 ist an die Briefwahl anzupassen: ,lhre Amtszeit endet mit Ablauf derjenigen
Versammlung, in der die nachsten ordentlichen Wahlen stattfinden, bzw. der Wahlausschuss
das Wahlergebnis der Briefwahl verkiindet".

Begrindung zu TOP 2:

§ 3 der Satzung der WPK nennt siebzehn Aufgaben, fur die ausschlieflich der Beirat zusténdig
ist. Auf einige Zusténdigkeiten mochte ich hinweisen, um die Bedeutung der Beiratswahl zu
unterstreichen. Der Beirat ist zustéandig fur

® die Wahl des Prasidenten, seiner beiden Stellvertreter und der weiteren Mitglieder des Vorstandes
nach MaRgabe von § 8 Abs. 3;

® die Berufung der vom Vorstand der Wirtschaftspruferkammer vorzuschlagenden Mitglieder der
Prifungskommission und die Bestellung der von den obersten Landesbehérden der Lander fur
die Prifungskommission zu benennenden Vertreter der obersten Landesbehédrden;

» die Berufung der vom Vorstand der Wirtschaftspriferkammer vorzuschlagenden Mitglieder der
Aufgaben- und Widerspruchskommission und die Bestellung des von den obersten Landesbehdr-
den der Lander fur die Aufgaben- und Widerspruchskommission zu benennenden Vertreter der
obersten Landesbehdrden;

» die Zustimmung zur Auswahl der vom Vorstand der Wirtschaftspriiferkammer vorzuschlagenden
Mitglieder der Berufsgerichte

» die Feststellung des Wirtschaftsplanes;

® die Genehmigung des Jahresabschlusses;

» die Bestellung von Abschlusspriifern;

» den Erlass einer Beitragsordnung geman § 16 und einer Gebihrenordnung;

» die Feststellung der vom Vorstand ausgearbeiteten Richtlinien fur die Berufsausiibung;

®» den Beschluss der Berufssatzung;

® den Beschluss der Satzung fur Qualitatskontrolle;

® die Wahl der Mitglieder der Kommission fiir Qualitatskontrolle sowie deren Entlastung





Fortsetzung zu Anlage 2:

Die Folgen aus Beiratsbeschliissen sind fur das einzelne Mitglied so stark, dass die Wahlordnung
gewahrleisten muss, dass nicht nur geheime, sondern auch gleiche Wahlen zu den Beiratswahlen
stattfinden.

Die Wahlordnung sollte Mitwirkung der Kammermitglieder bei den Wahlen Wahl gewahrleisten. Diese
Mitwirkung wird bei der aktuellen Wahlordnung durch hohe Reisezeiten und -kosten verhindert. Die
Wahlen widersprechen somit dem Gleichheitsprinzip.

Es kann nicht hingenommen werden, dass sich weniger als 10 % der Stimmberechtigten nur an der
Wabhl beteiligen. Die Mitgliederprésenz ist um einiges noch geringer, weil Uber das
Vollmachtsabstimmsystem Stimmen bis zu 5-fach gezahlt werden.

Im Ergebnis féllt eine ganz kleine Minderheit ( 5 % der Mitglieder) extrem weitreichende
Entscheidungen fiir den gesamten Berufsstand, nur weil wegen der hohen Anreisekosten eine geringe
Mitgliederprasenz verursacht wird.

Die Ursache dazu liegt also im Wahlrecht und deswegen muss die Wahlordnung geéndert werden. Nur
die Briefwahl ermdglicht es jedem Mitglied, mit geringen Kosten sich an der Wahl, die sein weiteres
berufliches Leben stark beeinflusst, zu beteiligen

AbschlieRend soll noch darauf hingewiesen werden, dass viele Rechtsanwaltskammern die Briefwabhl
haben, obwohl das Einzugsgebiet der Regionalkammern viel kleiner ist, als die Bundeskammer der
Wirtschaftsprifer und vereidigten Buchprifer. Der Hinweis auf einen zentraleren Ort fir die WP-
Bundesversammlung (2008 in Frankfurt), l6st das Kernproblem (VerstoR Gleichheitsprinzip) nicht.





Anlage 3

TOP 3: Aussprache Uber die aktuelle Qualitatssicherung (QS) und -kontrolle (QK) in Deutschland
(Rechts- und Praxisfragen)

Begrundung:

Nach Abschluss der ersten vollstandigen Runde der Qualitatskontrolle sollten die Kolleginnen und

Kollegen Gelegenheit erhalten Uber die QS und QK mit dem Vorstand der Kammer und Vertretern

der Kommission zu diskutieren. Die Abt. QK der WPK soll in der Versammlung Auskunft tber

folgende Fragen geben:

»

Wie wird die inzwischen erreichte Qualitéatsverbesserung gemessen oder kann die
Verbesserung nicht gemessen werden?

Konnte die Kammer bei den WP-Praxen, die bereits 2-mal die QK durchlaufen haben, eine
Qualitatsverbesserung feststellen?

Haben die in der Presse bekannt gewordenen Prifungsméangel zu MaBnahmen der Kammer
(Kommission oder Berufsaufsicht) oder der APAk gefiihrt?

Wie viele bei der Kammer eingetragene selbststandige WP- und vBP-Praxen haben einen QK-
Bericht abgegeben (absolut und in Prozent)?

Wie viele Berufstrager sind von der QK erfasst (absolut und in Prozent)?

Wie hoch ist die Prifungsdichte (Stichprobe bei der Wirksamkeitspriifung) bei den BigFour, bei
groRRen Gesellschaften (mehr als 20 Berufstréager) und bei Einzel- oder Zweierpraxen?

In welchem Umfang priift die Qualitatskontrolle bei den groRBen Prifungseinheiten bei den
Wirksamkeitsprufungen die Einhaltung der Berufspflichten bei den Nicht-319a-Mandaten?

Muss der Bericht bei kleinen WP-Praxen, bei denen der Prifer keine Mangel feststellt, so
ausfihrlich sein, dass mehr Zeit fir den Bericht, als fur die Prifung Ubrig bleibt? Die EU-
Pruferrichtlinie schreibt nur vor, Gber die Prifungsfeststellungen zu berichten!





Anlage 4

TOP 4: Aussprache zum Stand der Umsetzung der EU-Priferrichtlinie durch die 7. WPO Novelle

Der Prasident der Kammer oder das zusténdige Mitglied der Geschaftsfiihrung werden gebeten,
Fragen zur Umsetzung der EU-Pruferrichtlinie in der WPO zu beantworten und eine Diskussion mit
den Berufstragern dariiber zu fiihren. Einleitend sollte die Kammer folgende Fragen beantworten:

» Sieht die EU-Priferrichtlinie beim gesetzlichen Abschlussprifer nach der erfolgreichen
Ablegung des WP/vBP-Examens eine weitere Zulassungsbeschrankung
(Qualitatskontrollbescheinigung) vor?

» Wie ordnet der Vorstand die deutsche Umsetzung der Priiferrichtlinie ein (gelungen, korrekt, in
Teilen anzupassen, halt Uberpriifung nicht stand)?

®» Wie konnte eine (andere) EU-konforme Umsetzung des EU-Qualitatssicherungssystems
aussehen?

®» |st eine Systemprifung Uberhaupt geeignet, die Anforderungen der Pruferrichtlinie und die
Erwartungen des Kapitalmarkts und der Offentlichkeit zu erfillen? Priift man bei den
Qualitatskontrollen nicht eher nach ,Form*“ over ,Substance”, als umgekehrt?

® \Was soll die Abschlusspriifung der Zukunft sein? Ein Geschaft oder ein Amt?

Begrundung:
Einige tausend Kolleginnen und Kollegen haben die von der WPK und IDW initiierte
Qualitatskontrolle umgesetzt und viel Zeit und Geld dafir investiert.

Wenn dieses System nicht héalt, was man sich versprochen hat, dann sollte zeitig begonnen
werden, dartber zu reden und nach besseren Méglichkeiten Ausschau halten.

Die Kammerversammlung ist dazu der richtige Ort und die richtige Stelle.





Anlage 5
TOP 5: Aussprache Uber den Haushalt 2007 und Entwurf 2008)

Auf der Basis des bis dahin vorliegenden Abschlusses 2007 und Budget 2008 sollen die Mitglieder
Fragen zu Einnahmen und Ausgaben der Kammer stellen dirfen und auch Antworten erhalten.

Die auf dem Herbst-Jour-fixe 2007 der WPK dargelegten Grinde zur Berechnung der
Kostenumlage bei 319a-Prifungen geben Anlass zu Rickfragen. Der Vorstand der WPK sollte die
Gebuhrenberechnung fur die 319a-Prifungen erlautern und darstellen.

®» Warum ist es gerecht, die Kosten der 319a-Untersuchungen linear auf der Basis der
durchzufihrenden Prifungen zu verteilen. Sowohl die Umsétze, als auch der zeitliche Umfang
der Sonderuntersuchungen sprechen gegen die lineare Kostenverteilung.

®» Wurden andere Geblhrenmodelle ernsthaft diskutiert? Wenn ja, mit welchem Ergebnis?

» Wie werden sich die Kosten der Sonderuntersuchung 2008 und 2009 entwickeln?

Beispielsweise: Abrechnung der Sonderuntersuchung gegeniber dem 319a-Prifern nach
Stundensatzen oder Gewichtung der 319a-Prifungen nach Umsatz (Prifungshonorar ist
bekannt)?

Begriindung:

Bei einer Zwangsmitgliedschaft kann sich das Mitglied den Beitragen nicht entziehen, deswegen
bedarf es guter und nachvollziehbarer Berechnungsgrundlagen fiir die Umlagen der
Sonderuntersuchungskosten.





MG
Dateianlage
Anträge zur Tagesordnung WPK 2008 mit Wahlo..pdf
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I11. Sind die Beiratswahlen bei der WPK demokratisch?

Naturlich sind die bisherigen WPK-Beiratswahlen demo-
kratische Veranstaltungen gewesen, formal dem Namen

nach jedenfalls.

Auch in den aufgelésten sozialistischen Staaten gab es
Wahlen und manche dieser Lander haben sich auch de-

mokratisch genannt.

Auf dem Boden des deutschen Grundgesetzes sollten
aber jene Wahlordnungen gelten, die demokratisch im
Sinne des Grundgesetzes sind. Dass ein Urteil einer unte-
ren Gerichtsinstanz wenig Bedeutung haben muss, zeigte
sich vor kurzem vor den Arbeitsgerichten. Das (untere)
Arbeitsgericht erklarte das Streikrecht der Lokfuhrer fur
nichtig, die nachsthdhere Instanz sah das Streikrecht um
180 Grad anders und hob deswegen das total falsche Ur-

teil wieder auf.

Beim Verwaltungsgericht Berlin wére das vielleicht nicht
anders gewesen. Leider war es dem Klager aus Kosten-
grinden nicht moglich, den Rechtsweg weiter zu be-
schreiten. Das Gericht musste erst durch den WPK-
Anwalt Zuck belehrt werden, dass der Beirat beizuladen
ist. Diese Beiladungspflicht katapultierte das Kostenrisiko
in ungeahnte Hohen?:. Eine demokratische Wahlordnung
muss deswegen politisch entschieden werden. Dies war

auch der Wunsch des Gerichts.

Schauen wir doch auch mal tGber den Tellerrand, und un-

tersuchen die Wahlsysteme in anderen Berufskammern.

= Alle deutschen Rechtsanwaltskammern haben
entweder Briefwahl oder die (geheime) Einzelstim-
menwahl. Eine Vertretung oder Weitergabe der

Stimme ist nicht moglich.

= Alle deutschen Steuerberaterkammern haben eine
vor Vorort-Abstimmung mit Einzelstimmenwahl. Eine
Vertretung oder Weitergabe der Stimme ist nicht
maoglich.

= Die Wirtschaftspruferkammer hat das Mehrfach-
stimmrecht mit 5 Vollmachtstimmen und der Vorort-
Wabhl.

Obwohl die Rechtsanwaltskammern und Steuerberater-
kammern nur kleine regionale Gebiete in Deutschland mit
einem Radius von max. 200 km bis zum Abstimmort ha-

ben, wird die Stimmrechtsvertretung nicht erlaubt.

23 Da vor dem Verwaltungsgericht Anwaltszwang besteht, belief
sich das rechnerische Kostenrisiko auf rund T€ 50

Dagegen ist die WPK-Versammlung ist eine bundesweite
Veranstaltung und mancher Kollege musste tber 700 km
anreisen und fur die Stimmabgabe einen ganzen Tag und
bestimmt 1.000 Euro aufwenden. Diese WPK-Mitglieder
auf die Vollmacht zu verweisen, dirfte wegen der gehei-

men Wahl nicht zulassig sein.

Bei der WP-Kammer wird Wahl und Abstimmung in einer
nicht vertretbaren Weise vermengt. Dies zeigt sich darin,
dass die Satzung der Kammer (nicht die Wahlordnung)

auch Regelungen fur die Wahlen fuhrt.

Das Ziel der Kammerwahlen ist es, einen

Interessenausgleich in der WP-Kammer her-
beizufihren. Dass die angestellten WPs ande-
re Interessen haben (mussen), als die eigen-
verantwortlich und unternehmerisch tagigen
WPs sollte jedem Demokraten einleuchten.

In der Kammer sind erst einmal vereidigte Buchprufer
und Wirtschaftsprufer als unterschiedliche Gruppen aus-
zumachen. Wahrend die vereidigten Buchprifer insge-
samt eine ziemlich homogene Gruppe darstellen, sieht
dies bei den Wirtschaftsprufern ganz anders aus.

Der Berufsstand der Wirtschaftsprufer ist dreigeteilt (An-
gaben vgl. WPK-Magazin 1/2006. S. 16).
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BIG Mittelstand  Mittelstand und E-
Praxis

BigFive

Als méachtigste Einzelgruppe sind die BIG-Five auszuma-
chen, mit knapp 4.000 WPs, die restlichen rund 8.500
WPs entfallen mit rd. 2.000 auf die groRBen Mittelstandler
und mit 6.500 auf die kleineren mittelstandischen WP-
Praxen und Einzelpraxen.

Aufgrund der Wahlbeteiligung in den Wahlen der letzten
Jahre kann nur der Schluss gezogen werden, dass 50%
der betroffenen WPs in den Interessenausgleich nicht
einbezogen wurden.
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Anforderungen an eine faire Wahl im dt.
Verfassungsgebiet!

Grundsatz der Berechtigung: Es darf nur die
Person, die zur Wahl zugelassen ist, die Stimme abge-
ben. Ob bei den Beiratswahlen durch Vollmachtstimmen,
bei der der Vollmachtgeber gar nicht wusste, fur welche
Person er die Abstimmungsvollmacht gab, dieser Grund-

satz eingehalten worden ist, ist zu prufen.

Grundsatz der Gleichheit: Jeder wahler darf nur
einmalig und mit gleichem Stimmengewicht abstimmen.
Fur eine Anerkennung als ,demokratische* Wahl, muss
das Gewicht aller Stimmen gleich sein. Wahler durfen
nicht beliebig das Gewicht ihrer Stimme verandern koén-
nen. Das Vollmachtstimmrecht macht aus einer Stimme
sechs Stimmen. Das Stimmenpooling der groRen Gesell-
schaften potenziert diese Mehrfachstimme nochmals. Die
Mitwirkung uber die Vollmacht kann nicht als demokrati-
sche Mitwirkung gewertet werden, da es Vollmachten nur

bei Abstimmungen, nicht bei Wahlen geben darf.

Grundsatz der geheimen Wahl: Niemand
kann oder darf ermitteln kénnen, welche Stimme ein
Waéhler abgegeben hat. Es muss gewahrleistet sein, dass
die Stimmabgabe keinem anderen bekannt wird®*. Der
Interessensausgleich funktioniert nicht, wenn ermittelt
werden kann, wie der Wahler abgestimmt hat. Bei der
WPK gibt der origindre Wahler seine Stimme offen an
eine noch unbekannte Person (wegen der Untervoll-
macht). Wahlvertretung, Vollmacht und geheime Wahl

vertragen sich nicht!

Grundsatz der Falschungssicherheit: we-
der durfen gultige Stimmen verandert oder vernichtet
werden, noch durfen ungultige Stimmen hinzugefiigt
werden. Der Interessenausgleich ware nicht mehr ge-

wabhrleistet.

Grundsatz der Uberprufbarkeit: Jeder Wahler
muss die Moéglichkeit haben, die Korrektheit der Wahlen

priufen zu lassen.

24 Christoph Degenhart, Staatsrecht I, C.F. Mller Verlag, Tz. 16.
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Uberprifen Sie nun bitte selbst, welche Wahlgrund-
satze bei den Beiratswahlen der WPK eingehalten oder
verletzt worden sind und ob es sich Uberhaupt um Wah-

len gehandelt hat.

Abl6sung des bisherigen Standewahl-
rechts durch eine Briefwahl!

Auch wenn bislang Vertreter der sog. kleineren WP-
Praxen in den Beirat entsandt wurden, findet noch lange
kein Interessensausgleich statt. Die Wahlbeteiligung be-
statigt dies: Mangels Mitwirkungsmdglichkeiten nehmen
keine 5 % des 3. WP-Standes der Kammermitglieder an
der Kammerversammlung teil?®. Die handverlesene Aus-
wahl der Vertreter der kleinen Praxen sehen wir als Fei-

genblattvertretung an.

Mit Bestlirzung hat der Berufsstand 2005 die auch von
den Vertretern der kleinen WP-Praxen gebilligte, aber
verfassungswidrige Berufssatzung zur Berichtskritik auf-
genommen. Diese Satzungsbestimmung hétte ein Be-
rufsverbot fur die Einzelpraxen bedeutet. Wahlen mit der
Aufgabe, einen Interessensausgleich herbeizufuihren, sind

etwas anderes. An den Wahlen hat sich seitdem grund-

satzlich nichts geandert

Die Beirate werden nicht demokratisch, sondern durch
das Mehrfachstimmrecht der GroRen bestimmt. Aber die

herrschenden WP-Stande bleiben wie sie sind.

Die Gefahrlichkeit der Macht wachst mit der

Anstandigkeit und Teilnahmslosigkeit der Betroffenen.
Deswegen

haben Kammermitglieder das Wahlrecht auf die Tages-
ordnung setzen lassen. Machen Sie Werbung fur die
Kammerwahlen, kommen Sie zur Kammerversammlung

am

20. Juni 2008 nach Frankfurt.

25 Bei der letzten Kammerwahl waren rund 2.000 WP-Stimmen
aber nur rd. 400 WPs vertreten. Da man fur die naturliche An-
wesenheit die Vollmachtstimmen abziehen muss (abgesehen das
Gesellschaftsvertretungsstimmrecht), aber rd. 13.000 natirliche
Kammermitglieder existierten, errechnet sich nur ein kleiner
einstelliger Prozentsatz an Teilnehmern.



IV. Neuer IDW EPS 140 - Teil 2 -

Wir haben im letzten Newsletter geschrieben:
Wer nicht handelt, wird behandelt!

Wenn man nun die Eingaben beim IDW?® zahlt, dann
kann man den Schluss daraus ziehen, dass viele Mit-
glieder der Kammer, die sich der Qualitatskontrolle un-
terziehen, doch nur behandelt werden wollen, denn au-
Ber der Eingabe des wp.net gab es keine Wortmeldun-
gen zum EPS 140.

Heute nun die Fortsetzung:

Fehlende Hinweise zum Stichprobenumfang bei

den grol3en Gesellschaften

Die Qualitatskontrolle soll auch einen Wirksamkeitstest
durchfuhren. In der Bankenwelt nennt man so etwas
»Stresstest”. Dabei will man wissen, was passiert,
wenn es doch mal schief geht, also doch eine wichtige

Berufspflicht ,verletzt* wird?

Entscheidend bei einem WP-Qualitatssicherungssystem
ist das Erkennen der Risiken. Da letztendlich jeder ver-
antwortliche WP ein Risiko darstellt und das QSS insge-
samt und nicht nur bei ausgewahlten WPs funktionie-
ren sollte, liegt es auf der Hand, dass der QK-Prufer die
Arbeit eines jeden verantwortlichen WPs unter seine
Lupe, sprich in die Stichprobe nehmen musste, will er
ein sicheres Urteil Uber das gesamte QSS der Gesell-

schaft treffen®’.

Hier vermissen wir fur die Stichprobenauswahl vom
IDW PS E140 einen Losungsvorschlag. In dieser Frage
bleibt der EPS 140 sehr allgemein.

Ein Aspekt fur die Prifungsauswahl wurde neu hinzuge-
fugt. Hier treibt die Autoren das Thema Berichtskritik?®
um. Scheinbar sind die Mitglieder der VO 1/2006 per-

26 Das DIW hat die Eingaben unter
http://www.idw.de/idw/portal/n281334/n281114/n281116/n4147
88/index.jsp
Ins Internet zum Download eingestellt. Schauen Sie rein und
uberprifen Sie die Mitwirkung des Berufstands. Dort kdnnen Sie
auch die Eingabe des wp.net herunterladen.

27 Bekannt ist, dass bei den kleineren WP-Praxen und -
Gesellschaften nicht nur jeder verantwortliche WP, sondern dieser
auch noch mit seinem gesamten Priufungsspektrum geprift wird.
Eine gewaltige Schieflage im Stichprobenumfang.

28 Lesen Sie zur Berichtskritik den ersten Teil des Aufsatzes von Dr.
von Waldthausen, Seite 16ff.

sonenidentisch mit dem IDW AK EPS 140. Wir betrach-
ten das Absehen von der Berichtskritik nicht als ein so
gewichtiges Auswahlkriterium. Bekanntlich ist die Qua-
litatssteigerung durch die Berichtskritik eine Schimare,

die den Stresstest bekanntlich nicht bestanden hat®.

Schwierig ist auch die Klarung der Frage, wie mit weit
zurUckliegenden Auftragen umzugehen ist. Dieses
Problem wird durch den sechsjahrigen Prifungsturnus
noch verschéarft. Dazu der akademische Ldsungsvor-
schlag des AK PS 140: Die Prifung weiter in der Ver-
gangenheit liegender Auftrage ist geeignet, die Stabili-
tat Uber den gesamten Zeitraum festzustellen. Unter
Hilfestellung versteht man etwas anderes, diese Aussa-
ge bringt dem Prifer f. Qk keinen groRen Nutzen. Zu
Hinweisen, welche Vorgadnge (zB. funktionierende
Nachschau) geeignet waren, um frihere Prifungen au-
3en vor zu lassen, konnte sich das IDW nicht entschlie-
RBen lassen. Es wird also das Geheimnis eines jeden

Prifers bleiben, wie er dieses Problem lésen wird.

QK-Bericht nicht konform mit der EU-

Pruferrichtlinie

Die durch die 7. WPO-Novelle aktualisierte externe QK
entspricht in nicht der EU-
Priferrichtlinie®®. Wie schon bei der VO 1/2005 (durch

wichtigen Punkten
unsere Mitwirkung dann 1/2006) zeigt sich auch hier,
dass die Interessen des WP-Mittelstands wenig, die
Interessen der Eliteprufer Ubermé&Rig berucksichtigt

wurden.

So sieht die EU-Pruferrichtlinie die von der Kommission
f. Qk. vorzunehmende ,erneute Zulassung“ als Ab-
schlussprifer durch die sog. Teilnahmebescheinigung
nicht vor, gleichzeitig verlangt die Richtlinie eine objek-
tive Pruferauswahl und die Unabhangigkeit der Kom-
Die Quali-
tatssicherungspriufung ist keine IKS-Prifung, sondern

mission von den Priufungsgesellschaften®.

eine Uberpriufung der Prufungsunterlagen, der Prii-

2 Dazu verweisen wir auf unseren letzten Newsletter und auch auf
die Fortsetzung in dieser Ausgabe, Seite 16ff..

30 vgl. EU-Priiferrichtlinie vom 9.6.2006, Amtsblatt der EU 20086,
Artikel 29 und 30.

1 Bekanntlich sind alle BigFour-Gesellschaften in der Kommission
vertreten
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fungsbericht sind keine 30 bis 60 Seiten ,Prosa“, son-
dern enthalt lediglich die wichtigsten Schlussfolgerun-

gen der Qualitatskontrolle.

Die 7. WPO-Novelle hat auch keine Losung fur Art. 30
Abs. 3: MaRBnahmen und Sanktionen gegen AP oder
Gesellschaften sind in angemessener Weise o6ffentlich
bekannt zu machen. Dazu gehdort auch der Entzug der

Zulassung.

Bekanntlich ist bei den kleineren Qualitatskontrollen
der Bericht Uber die Prifung das Teuerste der Quali-
tatskontrolle. Leider tragt auch der EPS 140 nichts da-
zu bei, den Bericht bei den kleineren QK zu entschla-
cken und auf das Wesentliche zu konzentrieren. In die-
sem Punkt geht der EPS 140 auch noch Uber die Sat-
zung f. Qk hinaus. Dass der Bericht nicht mit der Pri-
ferrichtlinie im Einklang steht, soll nur noch am Rande

bemerkt werden®2.

Nicht zugestimmt werden kann der Forderung, dass die
Mustergliederung der Kommission zu beachten ist.
Damit fallen exekutive Macht und legislative Gewalt zu-
sammen. Ein undemokratischer Vorgang. Als Steuerbe-
rater sind wir es gewohnt, dass wir Steuerrichtlinien fur
die alltagliche Arbeit anwenden. Trotzdem bleiben wir

nur dem Gesetz verpflichtet.

Wenn nun die Meinungséuferung der Kommission fur
Qk. Satzungscharakter erhalten soll, dann werden de-
ren Hinweise fachliche Regeln und sind Berufsgesetz.

Dieser Entwicklung muss Einhalt geboten werden.

V. Der neue IDW EPS 460
verhindert eine wirksame
Nachschau und Uberprifung

Die Dokumentation der Prifung ist bei allen Qualitats-
kontrollen, Nachschauaktivitaten und Uberpriifungen

der Knackpunkt. Was man unter einer ordnungsgema-
Ren Dokumentation verstehen soll, nimmt immer brei-

ten Raum in den Diskussionen ein.

Nun vertritt auch die APAK die Auffassung und die
Kommission f. Qk hat sich dieser Meinung angeschlos-
sen, dass eine Prufung, die nicht dokumentiert ist, im

Zweifel auch nicht stattgefunden hat.

32 Art. 29 Buchstabe g der EU-Priferrichtlinie verlangt lediglich
einen Bericht, der die wichtigsten Schlussfolgerungen der Prifung
wiedergibt
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Es wurde also Zeit, dass wir erfahren, was man unter
ordnungsgemaler Dokumentation zu verstehen hat.
Das was international unter Dokumentation gefordert
wird, heildt beim IDW ,Arbeitspapiere®“. Im April 2007
hat das IDW dazu ihren neuen Entwurf vorgestellt. Er
bericksichtigt nicht nur die internationalen Regelun-
sondern auch die VO 1/2006 und die WPO-

Novelle, wird eingangs gesagt.

gen,

An einer Regelung haben wir uns gestért und mochten
Ihnen diese zur Kenntnis bringen. Die gesamte Eingabe

erhalten Sie auch auf der Homepage des IDW.

In Tz. 18, 4.Teilstrich, stellt EPS 460 fest, dass es nicht
erforderlich ist, dass der Abschlussprifer u.a. Duplikate

von Dokumenten in die Arbeitspapiere nehmen muss.

Damit macht das IDW klar, dass Prufungsnachweise
nicht mehr in die Arbeitspapiere gehdren. Gleichwohl
sagt der Standard nicht, wie dann die Prifungsnach-

weise fiir Zwecke der Uberprifung aussehen sollen.

Dies stellt einen Rickschritt dar und diese Ablagenre-
gelung steht auch im eklatanten Widerspruch zur WPO
und auch zum EPS 460 Tz. 7; auch im ISA 230 findet

sich dazu keine entsprechende Vorgabe.

Wenn Tz. 18 in voller Auspragung umgesetzt wird,
dann sind die Uberpriifungsmdoglichkeiten sowohl bei
externen Untersuchungen als auch bei MaRnahmen der
internen Qualitatssicherung sehr beschrankt. Die Arbeit
dieser sog. Qualitatssicherung und —kontrolle wirde
sich dann auf das Studium der vorgelegten, vom Prufer
selbst angefertigten Unterlagen beschrédnken. Eine
Uberprufung der Arbeit des Prifers ist damit nicht
mehr moglich.

IDW PS 300,Tz. 8, fordert einen Prufungsnachweis, der
nicht nur ausreichend, sondern auch angemessen sein
muss. Wenn externe Prufer nur noch selbst erstellte
Arbeitsprotokolle als Prifungsnachweise erhalten, dann
degradiert man die Qualitatssicherung und — kontrolle
zu einer reinen Qualitatskontrollsimulation. Ohne Rick-
griff auf die Originalprifungsnachweise (Kopien) ist ei-
ne Nachprifung sinn- und wirkungslos.

Wir haben deswegen gefordert, die Nichtablage von
(IKS-

Priafungen) und auf solche Sachverhalte zu beschran-

Prafungsnachweisen auf Massenunterlagen

ken, die keine Nachweise fur wesentliche Prufungs-

aussagen sind.
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V1. Die M-DAX-Unternehmen und lhre Prifer

Nicht das Thema Qualitatssicherung bestimmt das
Image der Priferbranche, sondern Wachstum ist
d i e Triebfeder der grofRen Prufungsgesellschaften.

Dieser Eindruck dréngt sich auf, wenn man die
Presse studiert.

Dass bei so viel Schielen auf Wachstum das Amt
des Abschlussprifers auf der Strecke bleiben kdnn-
te, ist dann nicht von Hand zu weisen. Denn nicht
das Prufungsgeschaft bestimmt das Wachstum,
sondern ,Fusionen und Ubernahmen gehéren zu
den Wachstumstreibern“, so der Chef der Deloitte-
Welt in der FTD am 31.10.2007.

Deloitte muss aber mit einer hohen Personalfluk-
tuation kampfen, verrat uns die Gesellschaft. Diese
Schwachstelle durften aber alle Grof3en der Branche
haben. Diesen Eindruck gewinnt man, wenn man
Mitarbeiterverdnderungen und Einstellungszahlen
vergleicht. Eines ist auch klar: Ohne Mitarbeiter-
wachstum, auch kein Umsatzwachstum!

Im letzten Newsletter haben wir die DAX-Prifer ;

vorgestellt und hinsichtlich der Erlészahlen ausge-
wertet, heute bieten wir lThnen die Auswertung der
50 MDax-Unternehmen an. Der Platzhirsch bei
Mandaten und Erlésen ist hier die PwC. Mit jeweils
10 Mio. € Umsatz Abstand folgen KPMG und Ernst &
Young. Damit sind 81% der Mandate und 88% des
Umsatzes verteilt.

WP-Konzentrationim MDAX

Ernst Young;
10,0;19%

Deloitte;
4,0;8% BDO; 4,0;

KPMG; 13,0; . d 2%
25%

Treurog; 1,0;
2%

Erlosverteilung bei den
MDAX-Prifern

PwC KPMG Emst & Deleitte BDQ Susat Treurog
Young

(Oberer Bereich nennt die Beratungsumsatze)

Auffallend ist, dass PwC und KPMG auch im MDAX
das Geschéaft mit den prufungsnahen Umsétzen am
besten beherrschen. Bei Beiden kommt der Bera-
tungsumsatz schon nahe an den Prifungsumsatz
heran. Die BDO féllt insbesondere wegen der Voss-
loh-Prifung aus dem Verglutungsrahmen.

Business 2007 as usual 2002?

Wenn stimmt, was Reinhard Blomert in seinem
analytischen Aufsatz anmerkt®®*, dass namlich die
Beratungsfunktion die Prifungsfunktion neutrali-
siert, dann ist es um korrekte Jahresabschluss- und
Lageberichtspriufungen schlecht bestellt.

Die fur den Kapitalmarkt treuh&nderische Tatigkeit
des Abschlussprufers wird dann von den Gesell-
schaften nur noch als Tur6ffner fir das profitable
Beratungsgeschaft betrachtet. Diese Aussage, die
wohl fur die Borsenkrise und Bilanzskandale 2002ff.
zutreffend war®*, sollte eigentlich nicht mehr
gelten. Die Ihnen heute zusammengestellte Statis-
tik Uber die MDAX-Prufer spricht leider eine andere
Sprache. Nehmen wir ein Beispiel heraus, bei de-
nen das ,angemessene” Prufungshonorar mehr eine
~Portokassenfunktion“ hat, als dass es eine ange-
messene Vergitung fur die Abschlussprifung ware.

BDO prufte den Vossloh-Konzernabschluss 2006
mit einer Bilanzsumme und Umsatzerlésen von je-
weils Uber einer Mrd. € und knapp 5.000 Mitarbei-
tern fur T€ 100. Mussen dann die Ubrigen Erlose
von Uber T€ 1 Mio. € aus Beratungsauftragen als
Trostpflaster fur das magere Prufungshonorar die-
nen?

33 vgl. Reinhard Blomert, Wie viel Demokratie vertragt die
Borse?, 4/2007, Leviathan, Berliner Zeitschrift fur Sozialwis-
senschaft, Seite 449ff..

3 So Prof. Dr. Pfitzer, WPg 2006



Dax-Unternehmen in der GuV der

deutschen Prifergiganten

HonorarAbschluRpr.

Honoraregesamt UbrigesHonorar

2006 2005 2006 2005 2006 2005

Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. € Mio. €
KPMG Mandate (20 Mandate)
Allianz 78,9 87,2 57,8 60,1 21,1 27,1
Siemens 87,5 74,8 55,0 56,6 32,5 18,2
DaimlerChrysler 73,0 62,0 62,0 42,0 11,0 20,0
Deutsche Bank 61,0 59,0 44,0 42,0 17,0 17,0
BASF AG 25,1 0,0 23,9 0,0 1,2 0,0
ThyssenKrupp 23,0 26,0 18,0 22,0 5,0 4,0
Linde 17,0 9,0 10,0 8,0 7,0 1,0
Minchener Rick 10,5 9,4 5,8 5,6 4,7 3,8
MAN 9,4 5,7 45 5,0 49 0,7
Henkel Vz. 9,0 8,6 8,3 8,0 0,7 0,7
SAP AG 8,5 6,7 7,4 5,2 1,1 1,5
Infineon 7,0 3,0 4,0 3,0 3,0 0,0
Metro 8,0 8,0 6,0 5,0 2,0 3,0
Merck 5,7 57 3,9 3,8 1,8 1,9
Hypo Real Estate 5,6 4.5 4,3 3,4 1,3 1,1
BMW 4,0 4,0 2,0 2,0 2,0 2,0
Deutsche Borse 3,0 3,4 1,2 2,2 1,8 1,2
Continental 1,8 3,6 1,3 2,8 0,5 0,8
Adidas 1,1 4,1 0,5 2,8 0,6 1,3
Fresenius Medical 1,1 1,6 1,1 1,2 0,0 0,4

Summe der 20 Mandate 440,2 386,3 321,0 280,7 119,2 105,6
PwC-Mandate (9,5 Mandate)
E.ON AG 61,0 52,0 53,0 40,0 8,0 12,0
Deutsche Telekom (1/2) 28,9 29,8 14,3 51 14,6 24,7
Deutsche Post 25,7 18,0 14,2 9,7 11,5 8,3
RWE AG 23,6 23,7 16,7 13,1 6,9 10,6
Bayer 15,0 9,0 10,0 5,0 5,0 4,0
Dt. Postbank 14,2 5,9 5,6 3,4 8,6 2,5
Commerzbank 9,3 7,6 6,3 5,0 3,0 2,6
Volkswagen 7,2 7,2 4,4 4,8 2,8 2,4
TUI AG 4,8 6,7 2,5 3,0 2,3 3,7
Lufthansa 3,7 4,0 2,8 2,9 0,9 1,1
Summe der 9.5 Mandate 193,4 163,9 129,8 92,0 63,6 71,9

Ernst Young Mandat (%2 Mandat)
Deutsche Telekom 24,0 24,2 13,8 6.1 10,2 18,1
Deloitte Mandat
BASF AG 0,0 19,3 0,0 12,8 0,0 6,5
DAX-Unternehmen gesamt 657,6 593,7 464,6 391,6 193,0 202,1






MG
Dateianlage
DAX- MandateV2.pdf


M-Dax-Unternehmen in der GuV der Wirtschaftsprufer
oder die BigFour haben noch Hunger!

Honorare Honorar Ubrige Anteil

gesamt Abschlussprfg Honorare Prufungsho.

2006 2006 2006 in

TE TE TE %

PwC-Mandate (18.5 Mandate)
LANXESS AG INHABER 8.118,0 2.784,0 5.334,0 34,3
Bilfinger Berger (0,5) 6.849,0 2.379,0 4.470,0 34,7
Aareal Bank AG Ak 3.969,1 2.023,0 1.946,1 51,0
Altana 3.156,0 2.193,0 963,0 69,5
CELESIO AG NAMENSA. 3.022,0 2.972,0 50,0 98,3
IVG IMMOBILIEN AG 3.000,0 1.500,0 1.500,0 50,0
RHOEN-KLINIKUM AG 2.090,0 1.389,0 701,0 66,5
Fraport AG 2.000,0 800,0 1.200,0 40,0
Sidzucker AG 1.800,0 600,0 1.200,0 33,3
Salzgitter AG 1.708,0 1.505,0 203,0 88,1
ARQUES INDUSTRIES 1.500,0 1.086,0 414,0 72,4
AMB Generali 1.295,0 551,0 7440 42,5
PRAKTIKER BAU-U.H 1.223,0 692,0 531,0 56,6
Heidelberger Druck 811,0 707,0 104,0 87,2
Deutz 793,0 521,0 272,0 65,7
Puma 700,0 400,0 300,0 57,1
Premiere AG 690,0 451,0 239,0 65,4
RHEINMETALL 600,0 451,0 149,0 75,2
TOGNUM AG INHABER* *
Summe der 18,5 Mandate 43.324,1 23.004,0 20.320,1 53,1

KPMG Mandate (12.5 Mandate)

EADS (1/2) 8.213,0 6.181,0 2.032,0 75,3
Hannover Riick 7.300,0 1.000,0 6.300,0 13,7
Fresenius Vz. 4.000,0 4.000,0 0,00 100,0
IKB DEUTSCHE INDU. 3.200,0 2.100,0 1.100,0 65,6
KLOECKNER & CO AG 2.900,0 1.500,0 1.400,0 51,7
WACKER CHEMIE AG 1.700,0 700,0 1.000,0 41,2
Pfleiderer 1.648,0 633,0 1.015,0 38,4
WINCOR NIXDORF AG 1.259,0 384,0 875,0 30,5
ProSiebenSat.1 1.147,0 883,0 264,0 77,0
Gildemeister 1.060,0 834,0 226,0 78,7
Norddt. Affinerie 533,0 412,0 121,0 77,3
Krones AG (Bayerische Treuh.) 411,0 353,0 58,0 85,9
Hugo Boss Vz. 305,0 305,0 0,0 100,0
Summe der 12,5 Mandate 33.676 19.285 14.391 57,3

! Tognum hat nur den IFRS Abschluss im Internet offen gelegt. Die Anfrage bei der Investor Relations Abteilung wurde nicht
beantwortet! In Threm Vorwort zum Geschaftsbericht spricht Tognum zwar von hohen Transparenzanforderungen, die Praxis
spricht eine andere Sprache.





M-Dax-Unternehmen in der GuV der Wirtschaftsprufer
oder die BigFour haben noch Hunger!

Honorare Honorar Ubrige Anteil

gesamt Abschlussprfg  Honorare Prifungs-

2006 2006 2006 honorar

T€ T€ T€ in %

Ernst Young Mandat (9 Mandate)
EADS (1/2) 5.873,0 4.843,0 1.030,0 82,5
SYMRISE AG INHABER 3.646,0 2.001,0 1.645,0 54,9
Bilfinger Berger (1/2) 3.199,0 1.995,0 1.204,0 62,4
HeidelbergCement 2.786,0 2.007,0 779,0 72,0
KUKA AG INHABER-A 2.300,0 800,0 1.500,0 34,8
SGL CARBON AG INH 2.200,0 2.000,0 200,0 90,9
MLP AG INHABER-AK 1.697,0 1.335,0 362,0 78,7
LEONI AG NAMENS-A. 1.169,0 796,0 373,0 68,1
Beiersdorf AG 669,0 669,0 0,0 100,0
GAGFAH S.A. ACTIO?
Summe der 9 Mandate 23.539 23.539 47.078 69,9

Deloitte Touche (4 Mandate)

HOCHTIEF AG 3.848,0 2.751,0 1.097,0 71,5
GEA GROUP AG 2.567,0 2.240,0 327,0 87,3
MTU AERO ENGINES 900,0 500,0 400,0 55,6
K+S AG 889,0 850,0 39,0 95,6
Summe der 4 Mandate 8.204 6.341 1.863 77,3

BDO Deutsche Warentreuhand

ARCANDOR AG INHABER 2.166,0 1.220,0 946,0 56,3
AWD HOLDING AG Inh. 1.500,0 1.500,0 0,0 100,0
Vossloh 1.100,0 100,0 1.000,0 9,1
Dt. Euroshop 267,0 267,0 0,0 100,0
Summe der 4 Mandate 5.033 3.087 1.946 61,3

Susat & Partner OHG (1 Mandat)
Douglas 800,0 700,0 100 87,5

Treurog GmbH, FFM. (1 Mandat)
Stada NA 200,0 180,0 20,0 90,0

M-DAX gesamt 114.776,1 69.043,0 45.733,1 60,2

2 Auch GAGFAH legt nur den IFRS Abschluss im Internet offen. Bis Redaktionsschluss wurde uns von der Investor Relations
Abteilung, die sich wenigsten meldete, keine Zahlen vorgelegt.
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Bei der HannoverRuck, bei der die frihere KPMG-
Wirtschaftspriuferin Kénig den Posten des Finanz-
vorstands innehat, auch ist die viel beschéftigte Ex-
Kollegin ehrenamtlich noch als APAK-Mitglied tatig,
prift KPMG fur 1 Mio. den Konzernabschluss, aus
sonstigen Leistungen nimmt KPMG aber noch 6,3
Mio. € ein. Damit machen die Prifungshonorare
nicht mal 15 % des gesamten Erléses mit dem
Hannover Rick aus.

Bei den noch immer bestehenden Honorarverwer-
fungen erinnert man sich gerne an Prof. Pfitzer's

‘:35. Im

Stellungnahme fir ein ,honoriges Honorar
Gegensatz zu den Prifern in den USA haben es die
deutschen Abschlussprifer nicht geschafft, die Zei-
ten fur die komplexeste Dienstleistung an den Kun-

den weiter zu geben.

Wer ein MDAX Unternehmen fur 100.000 Euro
pruft, wie es die BDO bei Vossloh getan hat, macht
sich dieser Abschlussprufer um die Qualitat der Ab-
schlussprifung verdient? Wir meinen, solche Ab-
schlussprifungen verdienen zusatzlich eine Son-
deruntersuchung.

Konzentration geht weiter!

Die Dominanz von KPMG und PwC ist auch im
MDAX gewaltig und wird sich weiter verstarken. Die
von WP Petersen im DStR 2007, S. 1742ff, aufge-
zahlte Mandatsverteilung hat sich, nach unserer
Auswertung der aktuellen Geschéftsberichte, um
ein weiteres Mandat zu Gunsten der zwei Grof3en
verschoben.

Auffallend ist, dass vor allem dann die Grof3en zum
Zuge kommen, wenn von der Prifstelle fir Rech-
nungslegung Sonderprufungen durchgefuhrt wor-
den sind. So ging das Mandat ,Arques Ind.“ 2005
von einem Mittelstédndler an PwC, weil im JA 2005
IFRS Mangel aufgetaucht sein sollen.

Wie sie der Zusammenstellung entnehmen kdénnen,
sind 2006 nur noch Susat und Treurog als ,Ein-
Mandat-Prufer” im MDAX vertreten.

Die Konzentrationsfeststellungen gelten nicht nur
fur Deutschland, auch in anderen Landern sieht es
ahnlich aus.

Deswegen sucht die EU nach Anreizen fur mehr
Wettbewerb. Der EU-Kommissar mdchte beispiel-
weise die strengen Eigentumsregeln aufbrechen,
um den kleineren Gesellschaften das erforderliche
Kapital fir Wachstum zur Verfigung zu stellen.

35 vgl. Prof. Dr. Pfitzer, Aktuelles zur Qualitatssicherung und
Qualitatskontrolle, WPG 2006, S. 196. Wiedergabe des Vor-
trags auf der 47. IDW Arbeitstagung in Baden-Baden.
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Nach Meinung von EU-Kommissar McCreevy soll
Wettbewerb die Qualitat verbessern. Wenn wir aber
Wettbewerb nur als Preiswettbewerb verstehen,
wird diese Hoffnung auf Qualitatsverbesserung
nicht aufgehen.

Das Amt des Abschlussprufers vertragt keinen
Preiswettbewerb!

Eine Haftungsbegrenzung soll den Marktzugang er-
leichtern, wobei die EU keine konkrete Losung vor-
geben wird. Uber dieses Element sollen die nationa-
len Regierungen autonom entscheiden kénnen.

Damit sind wir bei einem anderen wichtigen kon-
zentrationsfoérdernden Element. Dies ist der mono-
polistische Vertretungsanspruch grol3er Verbande.
Zwar jammern mittelgro3e Gesellschaften Uber die
Auftragsvergabepolitik der Unternehmen und Be-
horden®, gleichzeitig sorgen sie nicht fir transpa-
rente und demokratische Strukturen im WP-
Berufsstand. Dieser Widerspruch geht immer zu
Gunsten der Grol3en aus.

wp.net bietet auch den mittelgroBen Gesellschaften
eine politische Plattform, um die bislang stromli-
nienformige WP-Welt mit neuen Ildeen zu berei-
chern.
Handeln statt sich behandeln lassen,
lautet hier das Losungswort.

et

Taten statt Worte, helfen weiter!

36 So WP Russ von Ebner, Stolz und Partner, FTD, 6.9.2007:
L»Wir hatten schon manchmal gerne etwas mutigere Finanz-
chefs und Aufsichtsréate*.
wp.net wirden sich auch Uber mutige Vertreter in mittelstan-
dischen Gesellschaften freuen, die nicht nur den intellektuel-
len Einheitsstreben des IDW frénen.



VIl. Berichtskritik bleibt in der Kritik!

Das WPK-Magazin startete in das Jahr 2007 mit ei-
nem Aufsatz von Frau WP Lindgens (KPMG) und
Herrn WP Dr. Gelhausen (PwC) zur Berichtskritik.
Wer sich von den beiden Sachverstandigen Auf-
schluss Uber die Frage, wann auf eine Berichtskritik
verzichtet werden kann, erwartete hatte, wurde
maflos enttauscht. Wie die Segelweltmeister um-
schifften beide Fachleute diese fur viele Abschluss-
prufer doch sehr fundamentale Frage und nahmen
die Berichtskritikfahrt erst an der 2. Boje auf. Auf
dieser stand zu lesen: ,Berichtskritik ist durchzu-

fahren®.

Deswegen hat sich unser Vorstandsmitglied
Dr. Johannes von Waldthausen eigene Gedanken
gemacht und dabei den Berufsstand um Mithilfe
gebeten. Den ersten Teil seiner Auswertung
drucken wir heute ab, den 2. Teil lesen Sie im

nachsten Newsletter.

Bevor Sie die 26 in die Auswertung eingeflossenen
Antworten vielleicht als zu gering einschatzen und
von einer geringen Beteiligung des Berufsstandes

sprechen, sollten Sie bedenken,

= dass zum IDW EPS 140 (Durchfuhrung der
Qualitatskontrolle) eine! Eingabe (die von
wp.net) und

= zum EPS 460 zwei! Eingaben eingereicht

wurden.

In diesem Lichte betrachtet, kann die Mitwirkung
von 26 Berufstragern als enorm bezeichnet werden.
Wir bedanken uns deswegen recht herzlich fur die-

ses berufsstéandische Engagement.

Die externe Berichtskritik
(8 24d BS WP/VBP) in der WP-Praxis
- Auswertung einer anonymen Befragung zur
Umsetzung der externen Berichtskritik in der
WP-Praxis -

1. Einleitung

2. Grundlagen der Befragung

3. Inhalt der Berichtskritik

3.1 Statistische Auswertung

3.2 Auswertung der Anmerkungen

4. Durchfihrung und Umfang der
Berichtskritik

4.1 Statistische Auswertung

4.2 Auswertung der Anmerkungen

5. Beurteilung der Berichtskritik

5.1 Statistische Auswertung

5.2 Auswertung der Anmerkungen

6. Folgerungen und Anforderungen an ein
Qualitatssicherungs-system

7. Zusammenfassung

1. Einleitung

Bereits bei der Einfihrung von & 24d Abs. 1 BS
WP/vBP®" war die Regelung zur Berichtskritik we-
gen der verfassungsrechtlichen Bedenken® so ums-
tritten®®, dass sie geadndert und erst in abge-
schwachter Form vom Bundesministerium fur Wirt-
schaft und Technologie bestatigt wurde.*® Die Be-
grindung zu der geanderten Fassung des § 24d BS
WP/vBP signalisierte aber, dass die externe Be-
richtskritik nicht vermeidbar ist, wenn keine qualifi-
zierten Mitarbeiter innerhalb der WP-Praxis verfig-
bar sind. Wodllecke stellte in diesem Zusammenhang
dar, dass weder aus der BS WP/vBP noch aus der
WPO abgeleitet werden kann, dass im Regelfall eine
Verpflichtung zur externen Berichtskritik besteht.*

Zwischenzeitlich wurde die Frage, wer Berichtskriti-

37 § 24d Abs. 1 Berufssatzung fur Wirtschaftprifer/vereidigte Buchpriifer
— BS WP/vBP vom 11.06.1996 in der Fassung vom 23.11.2005, abruf-
bar im Internet unter: http://www.wpk.de/pdf/BS-WPvBP.pdf

38 vgl. Wollecke, Qualitatssicherung in der Einzelpraxis des Wirtschafts-
prufers durch externe Qualitatssicherer, abrufbar im Internet unter:
http://www.dwpv.de/files/Aufsatz_BS_2005_19062005.pdf

39 vgl. von Waldthausen, DStR 2005, S. 1621-1628,
Schmidt/Pfitzer/Lindgens, WPg 2005, S. 321-343

40 Uber die Frage, ob die Vorschrift in ihrer jetzigen Fassung verfas-
sungsgemaf ist, gibt es jedenfalls nach wie vor unterschiedliche Auffas-
sungen.

41 vgl. Wellecke, INF 2006, S. 157-159
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ker sein kann, von der WPK kommentiert.*? Lind-
gens/Gelhausen setzen allerdings zu Beginn ihrer
Ausfihrungen die Pramisse, dass in den behandel-
ten Fallen von der Notwendigkeit der Berichtskritik
ausgegangen wird. Bereits die Tatsache, dass Falle
oder Fallgruppen, in denen die externe Berichtskri-
tik bei nicht ausreichender Kompetenz in der WP-
Praxis gar nicht erwahnt werden, unterstreicht die
enge Auslegung, die sich bereits aus der Begrin-
dung zu 8§ 24d Abs. 1 BS WP/vBP ergibt. Damit
wurde — wie sich im Folgenden noch zeigen wird —
einem Bedurfnis der kleinen WP-Praxen nicht ein-
mal im Ansatz entsprochen. Um beurteilen zu kon-
nen, ob wp.net*® dieser Meinungsbildung weiterhin
entgegentreten sollte, war eine objektive Einschat-
zung der Regelung des § 24d Abs. 1 BS WP/vBP
durch den Berufsstand von elementarer Wichtig-
keit. Diese Einschatzung wurde durch eine anony-
me Befragung der WP in Deutschland ermittelt. Mit
der Auswertung der Befragung beschéaftigen sich

die folgenden Ausfiihrungen.

2. Grundlagen der Befragung

Der Fragebogen zur externen Berichtskritik wurde
an viele kleine und mittlere WP-Praxen in ganz
Deutschland gesendet. Dabei wurden keinerlei Fil-
ter oder sonstige verzerrende Auswahlkriterien ge-
setzt. Es wurden auch keine Rickfragen beantwor-
tet oder andere manipulierende MalRnahmen unter-
nommen, so dass die Ergebnisse der Befragung —
vor allem wegen der eindeutigen Trends, die sich
zeigen — auf alle kleinen WP-Praxen in Deutschland
Ubertragen werden kdnnen. Zu den drei Fragebl6-
cken (Inhalt, Durchfuhrung, Beurteilung) konnten
die Befragten eigene Anmerkungen aufnehmen. Die
prozentualen Anteile, die sich aus den Antworten
ergaben, wurden auf volle Prozentpunkte kaufman-
nisch gerundet.

Bei den 26 WP-Praxen, die an der Befragung teil-
genommen haben — im Folgenden die Befragten
oder die WP-Praxen — handelte es sich in 81 % um
Einzelpraxen. Bei 19 % der Befragten handelte es
sich um WP-Praxen mit mehr als einem WP. Die
Anzahl von funf Wirtschaftsprifern pro Befragtem

wurde nicht Uberschritten.

42 vgl. Lindgens/Gelhausen, WPK Magazin 1/2007, S. 34-37
43 wp.net e.V. Verband fur die mittelstandische Wirtschaftspriifung in
Deutschland, http://www.wp-net.com
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Eine externe Qualitatskontrolle gemaR § 57 a WPO
hatten 96% der Befragten hinter sich gebracht. Die
Ubrigen Befragten (4%) hatten eine externe Quali-
tatskontrolle nicht durchgefuihrt. Von den Befragten
hatten 88% erst eine externe Qualitatskontrolle
gemal 8 57 a WPO in ihrer Wirtschaftspruferpraxis
durchgefihrt. In den verbleibenden 12% waren
WP-Praxen enthalten, die die externe Qualitats-
kontrolle bereits das zweite Mal oder noch gar nicht

absolviert hatten.

3. Inhalt der Berichtskritik
3.1. Statistische Auswertung

Um die Befragten fir die unterschiedlichen Arten
der Berichtskritik zu sensibilisieren wurde gefragt,
ob die Berichtskritik in der WP-Praxis des Befragten
die formale Berichtskritik (rechnerische und gram-
matikalische Richtigkeit des Prufungsberichts), die
Berichtskritik zur Uberprifung der Einhaltung von
fachlichen Regeln, die Berichtskritik zur Diskussion
von wesentlichen Prifungsfragen oder die Berichts-
kritik zur Beurteilung, ob die im Prifungsbericht
dargestellten Prufungshandlungen und Priufungs-
feststellungen schlissig sind, beinhaltet. Es braucht
nicht gesondert zu erwahnt werden, dass bei dieser
Fragestellung mehrere Antworten moglich waren.
Die formale Berichtskritik wurde von 96% der Be-
fragten durchgefuhrt und von 4% nicht. Unent-
schlossene gab es nicht.

Bei der Frage nach der Berichtskritik zur Uberprii-
fung der Einhaltung von fachlichen Regeln gaben
72% an, dass die Berichtskritik in ihrer WP-Praxis
dies beinhaltet. 24% der Befragten verneinten dies
und 4% waren unentschlossen.

Wesentliche Prufungsfragen werden von 52% der
Befragten im Rahmen der Berichtskritik diskutiert.
Bei dieser Fragestellung waren 8% unentschlossen
und 40% verneinten dies. Ein wesentlicher Teil der
WP-Praxen diskutiert also im Rahmen der Berichts-
kritik nicht (mehr) Uber wesentliche Prifungsfra-
gen.

Die Schlussigkeit von Prufungshandlungen und Pri-
fungsfeststellungen wird bei 72% der Befragten in
Zusammenhang mit der Berichtskritik beurteilt.
20% der Befragten beschéaftigen sich nicht mit ei-
ner solchen Beurteilung bei der Berichtskritik und

8% waren unentschlossen.
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Die Befragung macht deutlich, dass die formale Be-
richtskritik eine MaRBnahme zur Qualitatssicherung
ist, die praktisch von allen Wirtschaftsprifern
durchgefihrt wird. Dies hat seinen Hintergrund
auch darin, dass die formale Richtigkeit eines Pri-
fungsberichts von Mandanten noch am ehesten be-
urteilt werden kann und dieser daher aus Marke-
tinggesichtspunkten fur die Darstellung des Wirt-
schaftsprifers im AufBlenverhéltnis eine besonders
wichtige Rolle zukommt oder innehat. Wéhrend die
Berichtskritik zur Uberpriifung der Einhaltung von
fachlichen Regeln und die Berichtskritik zur Beurtei-
lung, ob die im Prifungsbericht dargestellten Pri-
fungshinweise und Prufungsfeststellungen flussig
sind, noch von rund %2 der WP-Praxen durchgefuhrt
wird, findet eine Berichtskritik zur Diskussion von
wesentlichen Priufungsfragen nur noch bei etwa der
Halfte der WP-Praxen statt.

3.2. Auswertung der Anmerkungen

Bemerkenswert sind die Anmerkungen der Befrag-
ten zu dem Inhalt der Berichtskritik. Ein Befragter
schilderte zum Beispiel, dass er die Berichtskritik
zunachst im Rahmen der Selbstvergewisserung
durchfuhrte. AnschlieBend suchte er sich bei einem
Berufskollegen Unterstitzung, wobei er schlechte
Erfahrungen machte, so dass er nun wieder die Be-
richtskritik im Rahmen der Selbstvergewisserung
durchfdhrt. Ein anderer Kollege stellt fest, dass die
Berichtskritik zur Uberpriifung der Einhaltung von
fachlichen Regeln und die Berichtskritik zur Diskus-
sion von wesentlichen Prifungsfragen entfallen
kénnen, wenn der Praxisinhaber selbst gepruft hat.
Folgt man dieser Auffassung, kann auch die Be-
richtskritik, die sich mit den im Prufungsbericht
dargestellten Prufungshandlungen und Prifungs-
feststellungen beschaftigt, wegfallen, wenn der
Praxisinhaber selbst gepruft hat. Ein anderer Be-
fragter erklarte ausdricklich, dass er die Berichts-
kritik hauptsachlich zur Erfullung der formalen Er-

fordernisse durchfiihrt.

Wir bedanken uns bei den 26 Kolleginnen und Kol-
legen fur lhre Mitwirkung und dafir, dass Sie mit
lhren Antworten eine neue Diskussion tber Sinn

und Unsinn der Berichtskritik angestof3en haben.
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4. Durchfuhrung und Umfang der Berichtskri-
tik

4.1. Statistische Auswertung

Um die Stellung der Berichtskritik in der WP-Praxis
einschéatzen zu kénnen und ,Ausreil3er” zu filtern,
sollte die Durchfihrung der Berichtskritik auf dem
Hintergrund der Prifungstatigkeit dargestellt wer-
den. So ware es z.B. bedenklich, wenn eine WP-
Praxis kapitalmarktorientierte Unternehmen prift
und gleichzeitig zur Berichtskritik bei diesen Pru-
fungen auch Personen heranzieht, die an der Pri-

fungsberichtserstellung beteiligt waren.

Von den Befragten prifte niemand kapitalmarkt-
orientierte Unternehmen, so dass 100% der Be-
fragten diese Frage verneinten. Auf die Frage, ob in
den WP-Praxen gesetzliche Jahresabschlussprifun-
gen durchgefuhrt werden, bejahten dies 92%. 8%
der Befragten verneinten die Frage und Unent-
schlossene gab es nicht. Freiwillige Jahresab-
schlussprufungen fuhrten 69% der Befragten
durch, wobei es keine Unentschlossenen gab und

31% die Frage verneinten.

Hervorzuheben ist, dass 62% der Befragten besta-
tigten, dass die Berichtskritik ausschlie3lich von
Personen durchgefuhrt wird, die an der Prifungsbe-
richtserstellung nicht beteiligt waren. Bei 38% der
Befragten kommt es vor, dass die Berichtskritik von
Personen durchgefuhrt wird, die an der Priafungsbe-
richtserstellung beteiligt waren. Damit ist ein Ver-
stol3 von fast 40% der WP-Praxen gegen geltendes

Berufsrecht nicht auszuschlie3en.

Von den Befragten fihren 69% eine Berichtskritik
bei jedem Prufungsbericht durch. Immerhin waren
hier fast 4% unentschlossen, das heil3t, dass sie
nicht sicher sind, ob die Berichtskritik bei jedem
Prafungsbericht von Personen durchgefuhrt wird,
die nicht an der Erstellung desselben beteiligt war-
en. Von den Befragten erklarten sogar 27%, dass
auch solche Personen bei der Berichtskritik mitwir-
ken, die an der Priafungsberichtserstellung nicht be-

teiligt waren.
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Weiterhin lassen 69% der Befragten bei jeder Jah-
resabschlussprifung die Berichtskritik von nicht an
der Priufungsberichtserstellung beteiligten Personen
durchfihren. Bei dieser Frage waren wiederum
rund 4% unentschlossen und rund 27% verneinten
die Frage. Interessant ist, dass bei gesetzlichen Ab-
schlussprifungen 83% der Befragten angeben,
dass die Berichtskritik von nicht an der Prufungsbe-
richterstellung beteiligten Personen durchgefihrt
wird. Dies spricht dafiir, dass die Berufskollegen die
aktuellen berufsrechtlichen Anforderungen im Be-
reich der gesetzlichen Abschlussprifungen ernst
nehmen. Hintergrund durfte hier die Pflicht das Be-
rufssiegel bei der Testierung zu fihren sein, denn
die abgewickelten Prifungen unterliegen der poten-
ziellen Stichprobenauswahl bei der externen Quali-
tatskontrolle nach 8 57a WPO. Lediglich 17% der
WP-Praxen lassen die Berichtskritik bei gesetzlichen
Abschlussprifungen auch von Personen durchfiih-
ren die an der Prufungsberichtserstellung beteiligt

waren.

Zu einem erstaunlichen Ergebnis fihrte die Frage,
ob fur die Berichtskritik eine externe Person beauft-
ragt wird, wenn in der WP-Praxis nur ein WP tatig
ist. Von den von dieser Frage betroffenen WP-
Praxen (Einzelpraxen) erklarten 58%, dass sie nie
eine externe Person fur die Berichtskritik beauftra-
gen. Obwohl 81% der Befragten Einzelpraxen sind,
die alle die externe Qualitatskontrolle durchlaufen
haben, greift eine deutliche Mehrheit der Einzelpra-
xen auf interne Personen zur Durchfiihrung der Be-
richtskritik zu. Es liegt in der Natur der Sache, dass
sich eine externe Berichtskritik in der Prifungssai-
son bei kleinen WP-Praxen schwierig umsetzen
lasst. Fur kleine WP-Praxen sollten daher von der
WPK und dem IDW Erleichterungen geschaffen
werden. Lediglich 21% der Befragten erklarten,
dass sie fur die Berichtskritik immer eine externe
Person beauftragen. Weitere 21% der Befragten
beauftragen selten eine externe Person zur Be-
richtskritik und die Alternative ,,haufig” wurde nicht

angekreuzt.

Wahrend sich zu fast allen anderen Fragen auch al-
le 26 Befragten &ullerten, gaben bei der Frage zur

Beauftragung der externen Berichtskritik nur 19 der
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Befragten eine Antwort, was verdeutlicht, wie
schwierig Antworten fur kleine WP-Praxen in die-

sem Bereich sind.

4.2. Auswertung der Anmerkungen

Ein Befragter gab an, dass er kiinftig die Berichts-
kritik durch einen externen Wirtschaftsprufer
durchfuhren lassen will. Ein anderer schrieb, dass
er schlechte Erfahrungen mit einer externen Be-
auftragung gemacht hatte. Ein weiterer Befragter
hat einen Kooperationspartner gefunden, mit dem
Prafungsberichte wechselseitig durchgesehen wer-
den. Ein Befragter &ulierte, dass eine Qualitatsver-
besserung durch die Beauftragung eines externen
Berichtskritikers nicht erreicht werden kann. Au-
Rerdem wurde geduBlert, dass die Beauftragung ei-
ner externen Person weder geboten noch praktika-
bel sei und dass zusétzlicher Zeitaufwand und Kos-
ten nicht vertretbar seien. Es wurde auch erklart,
dass die Berichtskritik wegen zuséatzlichen Kosten
selten durchgefihrt wird. Verschiedene Kollegen
erklarten, dass sie die Berichtskritik durch qualifi-

zierte interne Personen durchfihren lassen.

5. Beurteilung der Berichtskritik
5.1. Statistische Auswertung

Es wurde ganz konkret gefragt, ob die Befragten
mit der derzeitigen gesetzlichen Regelung zur ex-
ternen Berichtskritik zufrieden sind und ob sich
daraus ein wesentlicher Beitrag zur Prufungsquali-
tat ergibt. Die Auswertung zeigte, dass  89% der
Befragten mit der Regelung nicht zufrieden sind.
4% der Befragten waren unentschlossen und 7%
der Befragten sind mit der derzeitigen Regelung zu-
frieden.

Der Frage, ob man, um die gesetzlichen Anforde-
rungen zu erfillen — bis auf besondere Ausnahmen
— eine Berichtskritik durchfihren muss, stimmten
62% der Befragten zu. 12% waren unentschlossen
und 27% verneinten die Frage. Damit ist festzuhal-
ten, dass eine deutliche Mehrheit das Nichtdurch-
fahren der Berichtskritik als potenzielles Haftungs-
risiko einstuft, denn in einem Haftungsfall musste
man gegen die herrschende Meinung begrinden,
weshalb man von einer Berichtskritik abgesehen

hat.
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Ganz eindeutig wurde die Frage beantwortet, die
feststellen wollte, ob die externe Berichtskritik zu
zusatzlichen Kosten und organisatorischem Auf-
wand fihrt. 96% der Befragten bejahten dies. Die
Frage wurde von 4% der WP-Praxen verneint;
Unentschlossene gab es nicht.

Die Frage, ob die Kommentierungen zu 8 24 d Abs.
1 Berufssatzung WP/vBP Ausnahmen von der Be-
richtskritik praktisch ausschlieRen, wurde von 73%
der Befragten bejaht. Ein groRerer Teil der Befrag-
ten sieht die Ursache dafir, dass es praktisch keine
Ausnahmen von der externen Berichtskritik fur
kleine WP-Praxen gibt, also eher in den Kommen-
tierungen als in der gesetzlichen Vorschrift selbst.
SchlieB3lich wurde gefragt, ob die Berichtskritik in-
sbesondere fir Einzelpraxen insgesamt zu restriktiv
geregelt ist. Die Befragten hatten hier eine eindeu-
tige Auffassung, denn 96% halten die Regelung fir
zu restriktiv. Es gab keine Unentschlossenen und

lediglich 4% der WP-Praxen verneinten die Frage.

5.2. Auswertung der Anmerkungen

Die Anmerkungen zur Beurteilung der Berichtskritik
sind durchaus abwechslungsreich. Ein Befragter
stellte dar, dass die Berichtskritik keinen Nutzen
bzw. Sicherheit fur die Qualitat in der Einzelpraxis
bringt. Ein anderer Befragter war mit seiner Koope-
rationslosung sehr zufrieden, da er fachliche Hin-
weise erhalt und wesentliche Punkte der Prifung
diskutieren kann. Ein anderer Befragter schrieb,
dass die Berichtskritik durch Dritte nur bei beson-
ders kritischen Prufungsfallen sinnvoll sein kann.
Wieder ein anderer Befragter war der Auffassung,
dass die Regelung zur externen Berichtskritik auf
kapitalmarktorientierte Unternehmen eingeschrankt
werden sollte. Ein Befragter war der Meinung, dass
die externe Berichtskritik deutlich zu restriktiv ge-
regelt ist, weil er seine Prufungen ohne Einsatz von
weiterem Personal durchfiihrt. Es gab auch die Mei-
nung, dass Berichtskritik in allen Fallen notig ist,
aber eben nicht notwendig durch einen anderen
Wirtschaftsprufer erledigt werden muss [Hinweis
des Autors: Dass die Berichtskritik durch einen an-
deren WP durchgefuhrt werden muss, schreibt al-
lerdings weder das Gesetz noch die VO 1/2006*

vor]. Weitere Meinungen waren, dass die berufs-

44 Quelle zur VO 1/2006

Seite 20

standischen Regelungen zu restriktiv sind und
durch sie haufig nur Formalien ohne materiellen
Nutzen erflllt werden, dass die externe Berichtskri-
tik bei Einzelpraxen unangemessen ist und dass sie
bei kleinen Einheiten entbehrlich ist, weil ein hoher
Mitwirkungsgrad des verantwortlichen WP vorhan-

den ist.

Fortsetzung im nachsten Newsletter

Welche Folgerungen aus dieser Untersuchung zu
ziehen sind und insbesondere die Stellungnahme zu
der Frage, ob eine Berichtskritik nun wirklich ele-
mentarer Bestandteil eines Qualitatssicherungssys-
tems sein muss, erfahren Sie von

Dr. von Waldthausen im néchsten Newsletter.

Dr. Johannes von Waldthausen
Unser Vorstand fir Berlin und die neuen Bundeslénder ist WP und
StB und Inhaber der gleichnamigen Wirtschaftsprifungspraxis in
Berlin
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VII1l. Ausblick zu unseren Seminaren 2008

Wir sind zwar keine Konkurrenz zu anderen
Fortbildungsveranstaltern, doch einige Seminare

mussen sein:
1. Prufer far Qualitatskontrolle

Zweimal im Jahr findet unsere Spezialfortbil-
dung fir die Prifer fur QK statt. Im Herbst
2008 laden wir wieder nach Koln und Mun-
chen-Unterfohring ein. Am Ende erhalten Sie
dazu die Bescheinigung fur die Pflichtfortbil-
dung uber 8 Stunden.

2. 1AS/1FRS-Rechnungslegung mit der EK-

Berechnung zur Zinsschranke

Jedes Jahr machen wir im kleinen Kreis die
Teilnehmer mit der Umstellung der Rech-
nungslegung nach IFRS vertraut. Neben dem
3-Tagesseminar bieten wir noch einen IFRS-
Auffrischungstag sowie einen Tag mit dem

IFRS Konzernabschluss an.

3. Prifung mittelstandischer Finanzdienst-

leister

Die Prufung mittelstdndischer Finanzdienst-
leistern ist ein Spezialgebiet, das jedes Jahr
eine Auffrischung benétigt. Mit den Beson-
derheiten bei der Jahresabschlussprifung, bei
der Priifung nach § 36 WPHG und Anderun-
gen durch die MiFID ist wieder fur genug

Lernstoff gesorgt.

4. Abschlussprifung mit der Priafungs-

erweiterung nach 8 53 HGrG

Auch wenn landerspezifische Regelungen
stark in die Prifung nach § 53 HGrG eingrei-
fen, der PS 720 gilt fur alle Bundeslander.
Bringen Sie sich und lhr Qualitatssicherungs-
system auf den aktuellen Stand. Unser Refe-

rent wird Sie auch 2008 dabei unterstitzen.

5. Abschlussprufung mit IKS- und IT-

Priufung und PC-gestutzte Prufung mit
ACL und IDEA

Die risikoorientierte Abschlussprufung mit der
erforderlichen IKS-Prifung sowie ein Tag IT-
Prifung im Rahmen der Jahresabschlusspri-

fung sind Gegenstand des Praktikerseminars.

Da Massendaten herkdmmlich kaum mehr
sinnvoll zu prifen sind, werden wir Ausschau
halten, Ihnen die Datev- (ACL) - und audicon
(IDEA) — Software vorstellen und die Prufung

mit IThnen anhand von Beispielen tben.

Im Hotel Lechnerhof in Unterféhring, im Norden von Miuinchen, halten

wir seit Jahren die Minchner Seminare ab

Wir freuen uns sehr, wenn Sie eines unserer Seminare buchen. Sie unterstiitzen damit auch unsere

Arbeit fur den eigenstandigen mittelstdndischen WP/vBP-Berufstand.

Die Seminarliste mit Anmeldeblatt und weitere Angaben zu den Seminaren werden wir im Méarz 2008

verschicken.
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IX. Personalia

Kurz vor dem ersten Advent Uberraschte der Prasident der StB-
Kammer Miinchen, unser Minchner Mitglied, WPin Evi Lang, vielen
von uns bekannt als Referentin fur die Prufung von Finanzdienstleis-
tern und IKS-Prufung, mit der Mitteilung, lhr eine weitere wichtige
Aufgabe anzuvertrauen.

Neben lhren Einsatzen in den Prifungsausschiissen fur Steuerbera-
ter und Wirtschaftsprifer, halt Sie auch noch Referate bei der StB-
Kammer Minchen. Nun hat Sie mit lhren Vortrdgen bei der StB-
Kammer die Fuhrung so Uberzeugt, dass sie fur die Bundessteuerbe-
raterkammer in den Umsatzsteuerausschuss berufen wurde.

Herzlichen Glickwunsch!

Deutscher und spanischer Wirtschaftsprifer in einer Person, dies
sind wichtige Bausteine und Voraussetzungen fur die neue Funktion
~Europareferent des wp.net".

Seit Jahren schon werden die Weichen fur den Berufsstand in Brussel
gestellt. Der nationale Gesetzgeber kann nur noch Nachjustierungen
vornehmen. Die EU-Pruferrichtlinie spricht eine deutliche Sprache
denn sie bindet die nationalen Gesetzgeber. Wir haben daraus den
Schluss gezogen, dass wir auch in Briussel prasent sein missen, dort
»spielt die ,Musik“. Mit Herrn WP und AdC (Auditor de Cuentas)
Peter Wienand haben wir eine wichtige Aufgabe mit einem kompe-
tenten Kollegen besetzt. Die Feuertaufe hat er mit seiner Eingabe
beim EU-Kommissar McCreevy bravourds bestanden.
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X. Mitglied im wp.net werden !

Wenn Sie den freiberuflichen Wirtschaftspriifern das Uberleben sichern wollen, dann sollten Sie Mitglied
im wp.net werden. Wenn in anderen europdischen Staaten drei Wirtschaftspruferverbénde existieren,
dann sollte es doch mdglich sein, dass sich in Deutschland wenigsten zwei WP-Verbande fur die Losung

der Zukunftsaufgaben einsetzen.

Der Jahresbeitrag betragt 300,-- €, als Aufnahmegebuhr sind einmalig 100,00 € zu zahlen. Wir denken,
dass der Beitrag angemessen ist. Denn 100 Euro zu zahlen und (fast) keine Gegenleistung zu erhalten ist
allemal schlechter, als 300 Euro an einen Verband zu zahlen, der sich fur den Erhalt des freiberuflich tati-
gen Abschlussprifers einsetzt. Wenn Sie allein die Fortbildungsveranstaltungen besuchen, ohne an-

dere Vergunstigungen, wie audicon, bericksichtigen, ist die Mitgliedschaft preislich schon ein Selbstlaufer.

Entscheidend bleibt alle mal die grundséatzliche Einsicht und Einstellung zu einer eigenstandigen politi-
schen und fachlichen Vertretung der Mehrheit des deutschen Abschlussprufers in allen Gremien des

beruflichen Wirkens.
Wir wollen Sie nicht durch Marketing, sondern durch Taten fir einen wp.net-Betritt gewinnen!

Dieser kleine Schritt fur ihre WP-Praxis/Gesellschaft ist ein groBer Sprung fur den Fortbestand des freibe-

ruflich und unternehmerisch tatigen WP-Berufsstands.

Hier erhalten Sie den Aufnahmeantrag‘

Haben Sie Kritik, Anregungen oder Fragen?
Mochten Sie den wp.net-Newsletter abbestellen oder uns eine Adressenanderung mitteilen?

Dann nehmen Sie mit uns Kontakt per email auf: info@wp-net.com

Herausgeber des wp.net-Newsletters:

wp.net e.V. |

Verband fur die mittelstandische Wirtschaftspriifung
Leonrodstr. 68 | 80636 Miinchen

VR-Nr.: Minchen 18850
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Erhebungsbogen WP-Praxis/Ges.:

Verzeichnis der Schwerpunkte, besonderer Fachkenntnisse, der Branchenkenntnisse sowie der Fremdsprachenkenntnisse der
Gesellschafter des wp.net. Ihnre Angaben dienen dem Aufbau und der Pflege der WP-Mittelstands-Kanzleiborse.

Fir nachfolgende Tatigkeiten bitte ich/bitten wir uns zu registrieren. Tragen Sie bitte dazu lhre Qualifikation ein:
(1 = mehrjéhrige praktische Erfahrung, 2 = wenig Erfahrung; 3 = Fortbildung vorh.)

1.Betriebswirtschaftliche Prifungen

3.

5.
@)

Aktien- und GmbH-rechtliche Prifungen
Banken/Versicherungsprifungen
Borsenmaklerprifungen

Externe Qualitatskontrolle

Prifungen nach dem HHGrGes.

Duales System

Erneuerbare Energien Gesetz/KWK-G
IT-Systemprifungen (komplex/wenig k.)
Genossenschaften

Kommunale Unternehmen
Kreditwirdigkeitsprifungen

Prufungen nach dem WPHG
Kreditprifungen
Unterschlagungsprufungen

Makler- und Bautragerverordnung
Stiftungen

Unternehmen nach PublG

Verbande, Vereine (Branche:

Branchenerfahrung
Baugewerbe

Banken — Leasing

EDV - Hardware - Software
Handel:

Industrie:

Handwerk:

Verarbeitendes Gewerbe:

Fremdsprachenkenntnisse

2. Sonstige betriebswirtschaftliche WP-Tatigkeiten

Betriebswirtschaftliche Beratung
e Existenzgrindungen
e Insolvenzberatung
e Finanzierung und Kapitalanlage
e Liquidation und Insolvenzverwaltung
e Organisationsberatung
e Unternehmenszusammenschlisse
[ ]
Rechnungslegung nach IAS/IFRS
Rechnungslegung nach US-GAAP
Subventionsberatung
Unternehmensbew. nach Ertragswertverfahren
Unternehmensbew. nach DCF-Verfahren

Steuerberatung. Fachgebiet(e):

Insolvenzrecht

Immobilienbereich:
Wohnungsunternehmen
Internet/Telekommunikation
Markt- und Meinungsforschung
Finanzdienstleistung
Offentliche Verwaltungen

Englisch Franzdsisch
Italienisch Spanisch
Sonstige: Sonstige:

Mitwirkung in der Berufspolitik
IDW

Hinweis zur Datenerfassung
Mit elektronischer Verarbeitung und Herausgabe der gespeicherten Daten in Listenform sowie im Inter-
net bin ich

O einverstanden
O nicht einverstadenden.

Ort/Datum

O Wirtschaftspriferkammer/Steuerberaterkammer:

Unterschrift/Vertreter Kanzlei





(Absenderstempel)

Bitte zusammen mit dem Aufnahmeantrag
und dem Datenblatt mdglichst per Post
zuriicksenden, da wir fir den Mitglied-
schaftsnachweis Original-Unterlagen bené-
tigen.

An den Vorstand des
wp.net e. V.
Leonrodstr. 68

80636 Munchen

Beitritt zum Verein fur die mittelstandische Wirtschaftsprufung
wp.net e. V., Muinchen

Ich, erklare hiermit meinen Beitritt
zum wp.net e.V., Minchen, VR 18850. Die Mitgliedschaftsvoraussetzungen (unternehmeri-
sche mittelstandische WP-Tatigkeit gem. 8 3 der Satzung) sind meinerseits erfullt. Eine
Kopie der Satzung sowie der Beitragsordnung habe ich erhalten.

Falls der Beitritt fur eine Berufsgesellschaft/Sozietat erklart wird (nur moéglich und wirk-
sam, wenn die gem. § 3 der Satzung vorgesehene Zahl von persodnlichen Mitgliedern dem
WPNV beigetreten ist), bitte hier die Gesellschaft/Sozietdt angeben (anderenfalls gilt die
Mitgliedschaft als persdnliche Mitgliedschaft):

Ort, Datum Mitglied (personlich) ggf. Gesellsch./Soz. (rechtsverbindl.

Gegenzeichnung des gf. Vorstands

Die Mitgliedschaftsvoraussetzungen sind erfillt, der geschaftsfihrende Vorstand bestatigt
den Beitritt, der damit wirksam wird.

Minchen,

Datum Michael Gschrei

1.01.2008
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Mit meinem Antrag und Beitritt verpflichte ich mich als Mitglied des wp.net e.V. zur Einhaltung der Satzungs-
bestimmungen, insbesondere der Bestimmungen des § 4 der Satzung.
Einzugsermachtigung: Die Aufnahmegebiihr und den Jahresbeitrag buchen sie bitte ab bei:

Bank:

BLZ:

Kontonummer:

Bankleitzahl:

Stempel der WP/vBP-
Praxis/Gesellschaft:

Ort/Datum

Unterschrift/Vertreter Kanzlei

24.11.20006





Seite 2 zur Beitrittserklarung (freiwillig, kann auch nachgeliefert werden!)

Erhebungsbogen WP-Praxis/Ges.:

Verzeichnis der Schwerpunkte, besonderer Fachkenntnisse, der Branchenkenntnisse sowie der Fremdsprachenkenntnisse der
Gesellschafter des wp.net. Ihnre Angaben dienen dem Aufbau und der Pflege der WP-Mittelstands-Kanzleiborse.

Fir nachfolgende Tatigkeiten bitte ich/bitten wir uns zu registrieren. Tragen Sie bitte dazu lhre Qualifikation ein:
(1 = mehrjéhrige praktische Erfahrung, 2 = wenig Erfahrung; 3 = Fortbildung vorh.)

1.Betriebswirtschaftliche Prifungen

3.

5.
@)

Aktien- und GmbH-rechtliche Prifungen
Banken/Versicherungsprifungen
Borsenmaklerprifungen

Externe Qualitatskontrolle

Prifungen nach dem HHGrGes.

Duales System

Erneuerbare Energien Gesetz/KWK-G
IT-Systemprifungen (komplex/wenig k.)
Genossenschaften

Kommunale Unternehmen
Kreditwirdigkeitsprifungen

Prufungen nach dem WPHG
Kreditprifungen
Unterschlagungsprufungen

Makler- und Bautragerverordnung
Stiftungen

Unternehmen nach PublG

Verbande, Vereine (Branche:

Branchenerfahrung
Baugewerbe

Banken — Leasing

EDV - Hardware - Software
Handel:

Industrie:

Handwerk:

Verarbeitendes Gewerbe:

Fremdsprachenkenntnisse

2. Sonstige betriebswirtschaftliche WP-Tatigkeiten

Betriebswirtschaftliche Beratung
e Existenzgrindungen
e Insolvenzberatung
e Finanzierung und Kapitalanlage
e Liquidation und Insolvenzverwaltung
e Organisationsberatung
e Unternehmenszusammenschlisse
[ ]
Rechnungslegung nach IAS/IFRS
Rechnungslegung nach US-GAAP
Subventionsberatung
Unternehmensbew. nach Ertragswertverfahren
Unternehmensbew. nach DCF-Verfahren

Steuerberatung. Fachgebiet(e):

Insolvenzrecht

Immobilienbereich:
Wohnungsunternehmen

Internet/Telekommunikation

Markt- und Meinungsforschung

Finanzdienstleistung

Offentliche Verwaltungen

Englisch Franzdsisch
Italienisch Spanisch
Sonstige: Sonstige:

Mitwirkung in der Berufspolitik
IDW

Hinweis zur Datenerfassung
Mit elektronischer Verarbeitung und Herausgabe der gespeicherten Daten in Listenform sowie im Inter-
net bin ich

O einverstanden
O nicht einverstadenden.

Ort/Datum

O Wirtschaftspriferkammer/Steuerberaterkammer:

Unterschrift/Vertreter Kanzlei

24.11.20006





(Absenderstempel)

Bitte zusammen mit dem Aufnahmeantrag
und dem Datenblatt mdglichst per Post
zuriicksenden, da wir fir den Mitglied-
schaftsnachweis Original-Unterlagen bené-
tigen.

An den Vorstand des
wp.net e. V.
Leonrodstr. 68

80636 Munchen

Beitritt zum Verein fur die mittelstandische Wirtschaftsprufung
wp.net e. V., Muinchen

Ich, erklare hiermit meinen Beitritt
zum wp.net e.V., Minchen, VR 18850. Die Mitgliedschaftsvoraussetzungen (unternehmeri-
sche mittelstandische WP-Tatigkeit gem. 8 3 der Satzung) sind meinerseits erfullt. Eine
Kopie der Satzung sowie der Beitragsordnung habe ich erhalten.

Falls der Beitritt fur eine Berufsgesellschaft/Sozietat erklart wird (nur moéglich und wirk-
sam, wenn die gem. § 3 der Satzung vorgesehene Zahl von persodnlichen Mitgliedern dem
WPNV beigetreten ist), bitte hier die Gesellschaft/Sozietdt angeben (anderenfalls gilt die
Mitgliedschaft als persdnliche Mitgliedschaft):

Ort, Datum Mitglied (personlich) ggf. Gesellsch./Soz. (rechtsverbindl.

Gegenzeichnung des gf. Vorstands

Die Mitgliedschaftsvoraussetzungen sind erfillt, der geschaftsfihrende Vorstand bestatigt
den Beitritt, der damit wirksam wird.

Minchen,

Datum Michael Gschrei

24.11.20006











